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Ernst Fischer teil, sowie zuletzt auch
Franz Honner, der eben aus Slowenien
von seinem Einsatz im Rahmen des
Österreichischen Freiheitsbataillons im
Verband der jugoslawischen Volksbe-
freiungsarmee zurückgekehrt war. Unge-
achtet der modifizierten Haltung Ren-
ners bestanden die Kommunisten auf
ihren Forderungen nach zwei Staatsse-
kretären und einem Vizekanzler. Dahin-
gehend konnte schließlich auch nach drei
Verhandlungsrunden und diversen Ein-
zelbesprechungen eine Einigung erzielt
werden. Damit war es den Kommunisten
gelungen, bei der Aufteilung der Res-
sorts ihre Vorstellungen durchzusetzen:
Man einigte sich auf Franz Honner und
Ernst Fischer als Staatssekretäre für In-
neres bzw. für Volksaufklärung, Unter-
richt und Erziehung und Kultusangele-
genheiten, womit Kommunisten zwei
überaus wichtige Ressorts leiteten. Die
Forderung von Ernst Fischer nach einem
Parteienpräsidium kam in der Form des
Politischen Kabinettsrats zum Tragen,
dem neben Renner, Schärf und Figl für
die KPÖ Johann Koplenig als Staatsse-
kretär ohne Portefeuille angehörte. Darü-
ber hinaus war die KPÖ in den anderen,
jeweils drittelparitätisch besetzten
Staatsämtern mit sechs, ab September
sieben UnterstaatssekretärInnen vertre-
ten, darunter auch Hella Postranecky, die
als erste Frau Mitglied einer österreichi-
schen Regierung war. Insgesamt stellte
die KPÖ zunächst neun von 34 Regie-
rungsmitgliedern, nach der Erweiterung
auf der Ersten Länderkonferenz zehn
von 39. Sie alle leisteten einen bedeuten-
den Beitrag zum Wiederaufbau der staat-
lichen Verwaltung, in aller Kürze sei nur
auf die Bereiche Schul- und Bildungswe-
sen, Kultur, Sicherheitswesen,
Ernährung, Verkehr, Justiz und Gesund-
heit hingewiesen, die mit den Namen
Ernst Fischer, Franz Honner, Hella Po-
stranecky, Laurenz Genner, Hermann
Lichtenegger, Otto Mödlagl, Karl Alt-
mann und Franz David verknüpft sind.1

sowjetischen Stellen zum Ausdruck ge-
bracht worden ist. Wesentlich ist, dass es
für die KPÖ kaum Möglichkeiten gab,
die außenpolitische Orientierung der So-
wjetunion maßgeblich zu beeinflussen,
schon gar nicht, nachdem Stalin selbst
sich auf Renner festgelegt hatte.

DDrreeiippaarrtteeiieennvveerrhhaannddlluunnggeenn
Karl Renner modifizierte seine Hal-

tung gegenüber den KommunistInnen
und seinen Willen zu deren Einbindung
in die Regierungsgeschäfte im Laufe des
Aprils, offenbar analog zu seinem
Kenntnisstand über die politischen Ver-
hältnisse in Wien. Zunächst orientierte er
in seinen Ausarbeitungen auf eine provi-
sorische Staatsregierung mit Dominanz
von SPÖ und KPÖ und sandte Signale in
Richtung einer weitgehenden Einbin-
dung der KPÖ aus. Es sei an dieser Stelle
nur an seinen Brief an Stalin vom 15.
April erinnert, aus dem am deutlichsten
sein Wille zur Einbeziehung der KPÖ
hervorgeht: „Daß die Zukunft des Lan-
des dem Sozialismus“ gehöre, sei „un-
fraglich“ und bedürfe keiner Betonung,
schrieb Renner an den „sehr geehrte(n)
Genosse(n)“ und „ruhmbedeckten“
Oberbefehlshaber der Roten Armee. Sei-
nen Willen zur Einbindung der KPÖ arti-
kulierte Renner auch in einer Aussprache
mit Marschall Tolbuchin, dem Oberbe-
fehlshaber der 3. Ukrainischen Front, am
19. April, einen Tag vor Beginn der Par-
teienverhandlungen. Nach seiner An-
kunft in Wien am 20. April begann er
seine bisherigen Überlegungen zu korri-
gieren und die Kommunisten aus den
Planungen weitgehend auszuklammern.
Nach einer Aussprache mit Adolf Schärf
sah er nunmehr lediglich das Staatsse-
kretariat für Öffentliche Bauten, Über-
gangswirtschaft und Wiederaufbau für
die KPÖ vor.

In den Parteienverhandlungen zwi-
schen Vertretern von SPÖ, ÖVP und
KPÖ vom 20. bis 23. April nahmen für
die KPÖ zunächst Johann Koplenig und

Als die führenden Köpfe der KPÖ
im April 1945 aus dem Moskauer
Exil bzw. aus Slowenien zurück

kehrten, war völlig unklar, wie sich die
politische Landschaft reorganisieren
würde, welche Persönlichkeiten aus dem
sozialdemokratischen und bürgerlich-ka-
tholischen Lager für eine Regierungsbil-
dung zur Verfügung stehen würden. Bis
zum Frühjahr 1945 war in der Konzepti-
on der KPÖ der „Österreichischen Frei-
heitsfront“ die entscheidende Rolle im
Prozess der Überwindung des Faschis-
mus und des demokratischen Wiederauf-
baus zugekommen. Sie sollte sowohl
beim Wiederaufbau staatlicher, regiona-
ler und lokaler Verwaltungsstrukturen
und auch bei der Regierungsbildung im
Mittelpunkt stehen. Diese Orientierung
war zunächst untrennbar mit der Hoff-
nung verbunden, dass der Sturz des Hit-
lerregimes nicht nur von außen erfolgen
würde, sondern auch durch einen bewaff-
neten Volksaufstand herbeigeführt wer-
den könnte bzw. zumindest in der End-
phase des Krieges große Teile der Bevöl-
kerung in den Widerstand gegen das Hit-
lerregime involviert werden könnten.

Die KPÖ-Parteispitze verfügte zum
Zeitpunkt ihrer Rückkehr über keine In-
formationen über die Designierung Karl
Renners zum künftigen Regierungschef.
Die Entscheidung der sowjetischen Stel-
len für Renner war bereits vor der An-
kunft von Johann Koplenig und Ernst
Fischer aus Moskau am 12. April 1945
gefallen. Erst während ihrer Rückreise
erfuhren sie von Stalins Weisung, Ren-
ner mit der Bildung der Provisorischen
Regierung zu betrauen. Diese Entschei-
dung kam für die KPÖ-Parteiführung
überraschend und stieß auf Ablehnung,
hatten die führenden österreichischen
Kommunisten im Exil doch für einen un-
abhängigen Regierungschef optiert, wo-
bei der Name Josef Dobretsberger ge-
nannt wurde. Aufgrund der Quellenlage
muss jedoch unklar bleiben muss, ob die
Ablehnung Renners auch gegenüber den
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VVoollkkssddeemmookkrraattiisscchhee OOrriieennttiieerruunngg
Damit war es der KPÖ nach Abschluss

der Parteienverhandlungen gelungen, ih-
re im Exil entwickelte Orientierung auf
eine breite Zusammenarbeit der demo-
kratischen Kräfte auf Regierungsebene
zu realisieren. Bereits in der Zeit des an-
tifaschistischen Widerstands und Exils
hatte die KPÖ – eine in der Ersten Repu-
blik kleine Partei – ihre Wiederaufbau-
konzeptionen aus der Sicht einer künftig
konstruktiv mitgestaltenden demokrati-
schen Aufbaupartei formuliert. Diese
Vorstellungen der KPÖ über die konkre-
te Gestaltung der gesellschaftlichen Ver-
hältnisse eines „neuen Österreichs“ wur-
den in Kontinuität zur in den 1930er Jah-
ren erarbeiteten Konzeption einer antifa-
schistischen Volksfront entwickelt. Die
Orientierung auf eine „demokratische
Republik“ von 1936 bis 1939, eine
„Österreichische Freiheitsfront“ ab
1941/42, auf eine „demokratische Volks-
republik“ im Manifest „Die Wiederge-
burt Österreichs“ vom Juni 1944 folgte
ebenso der im Zusammenhang mit dem
VII. Weltkongress der Kommunistischen
Internationale erarbeiteten Volksfront-
programmatik, wie jene Konzeptionen,
die im Frühjahr 1945 in unveröffentlich-
ten Aktionsprogrammen der
Parteiführung in Moskau fixiert und im
Sofortprogramm vom 6. August 19452

öffentlich artikuliert wurden.
Diese Vorstellungen wurden später als

„antifaschistisch-demokratische“ Orien-
tierung zusammengefasst, 1945 wurden
die Vorstellungen über jene Ordnung, in
der sich die intendierten politischen und
sozialökonomischen Veränderungen nie-
derschlagen und weitere vollziehen soll-
ten, im Terminus „Volksdemokratie“ fi-
xiert. Zwar blieb der konkrete Inhalt der
neuen Ordnung weitgehend unbestimmt,
in Summe ging es bei dieser „neuen De-
mokratie“ um eine in Tradition der kom-
munistischen Volksfrontprogrammatik
stehende Gesellschaftsordnung, die sich
zwar vom Kapitalismus bürgerlich-de-
mokratischen Zuschnitts erheblich unter-
scheiden, jedoch noch nicht sozialisti-
schen Charakters sein sollte. Die inhaltli-
chen Eckpunkte dieser Orientierung ka-
men im Jahr 1945 in folgenden Forde-
rungen zum Ausdruck:

– Zunächst im Kampf gegen Faschis-
mus und Reaktion, konkret ging es um
die Entnazifizierung und Demokratisie-
rung des öffentlichen Lebens, vor allem
des Staatsapparats, sowie um die Bestra-
fung der faschistischen Verbrecher.

– In Eigentumsfragen forderte die

100.000 Mitgliedern.4 Vor diesem Hin-
tergrund erwies sich das Wirken proso-
zialistischer Kräfte zunächst als durch-
aus vorteilhaft.

Zugleich war klar, dass die Vorausset-
zungen für einen unmittelbaren Über-
gang zum Sozialismus nicht gegeben
sind: Es gab in Österreich keine breite
Massenbewegung wie in machen Staaten
Ost- und Südosteuropas, die einen zen-
tralen Beitrag zur Überwindung des Fa-
schismus geleistet hätte, die Grundstim-
mung der Bevölkerung war abwartend,
die Arbeiterklasse desorganisiert und
weitgehend passiv. Vor allem jedoch
machten es die Viermächtebesatzung,
die Präsenz westalliierter Truppen und
der Einfluss der Westmächte undenkbar,
dass eine sozialistische Umwälzung
bruchlos aus der Befreiung vom Faschis-
mus hervorgehen könnte. Allein eine
parlamentarisch-demokratische Repu-
blik war vor diesem Hintergrund unter
den Siegermächten konsensfähig. Deren
weitere Entwicklung in Richtung soziali-
stische Umgestaltung im Sinne der anti-
faschistisch-demokratischen Perspektive
der KPÖ konnte im Frühjahr 1945 zu-
mindest als offen angesehen werden.

Eine solcherart angestrebte Entwick-
lung korrespondierte auch mit den
außenpolitischen Vorstellungen der So-
wjetunion: Der sowjetischen Regierung
ging es darum, die vor allem von briti-
scher Seite entwickelten Pläne der Ein-
beziehung Österreichs in eine Donau-
konföderation zu verhindern und
Deutschland zu schwächen, weshalb sie
seit 1941 konsequent für die Wiederher-
stellung Österreichs als unabhängiger
Staat eintrat. Österreich wurde dabei
nicht zur sowjetischen Einflusssphäre,
sondern dem Bereich einer „neutralen
Zone“ zugeordnet. Über Regierungen
der „nationalen Front“ unter Einschluss
der kommunistischen Parteien sollte in
diesen Staaten Kontinentaleuropas auf
friedlichem Wege der Übergang zum So-
zialismus vollzogen werden. Ein wichti-
ger Hintergrund dieser kommunistischen
Konzeptionen bestand darin, vom län-
gerfristigen Charakter der Antihitlerko-
alition auszugehen. Aus dieser friedli-
chen Zusammenarbeit, aus diesem stabi-
len Gleichgewicht sollten für kleine Län-
der Spielräume für unabhängige Ent-
wicklungen gewonnen werden. In dieser
Hinsicht erschien die Regierungsbeteili-
gung der KPÖ gewissermaßen als innen-
politische Widerspiegelung der alliierten
Zusammenarbeit.

In Summe ging es für die KPÖ im
April 1945 darum, eine den realen Mög-

KPÖ die Entmachtung des Monopolka-
pitals, also die Verstaatlichung der
Schlüsselindustrien, sowie die Enteig-
nung des deutschen Vermögens, der Na-
ziverbrecher und ausländischen Faschi-
sten. Darüber hinaus jedoch sollte die
private Unternehmerinitiative gefördert
und der Schutz des rechtmäßig erworbe-
nen Privateigentums an kleinen und mitt-
leren Unternehmen garantiert werden.

– Als dritte strukturelle Maßnahme
wurde die Durchführung einer Bodenre-
form gefordert.

– Diese neue demokratische Ordnung
sollte durch die so bezeichnete „demo-
kratische Zusammenarbeit“ aller Kräfte
gefestigt werden. Konkret ging es um die
Aktionseinheit der Arbeiterklasse, die
Schaffung eines breiten antifaschisti-
schen Volksbündnisses – damit korre-
spondierte die Forderung nach einem
Zentralrat der drei Parteien -, sowie um
einheitliche und überparteiliche Gewerk-
schafts- und Massenorganisationen.

– In außenpolitischer Hinsicht forder-
ten die österreichischen KommunistIn-
nen freundschaftliche und gleichberech-
tigte Beziehungen zu den Nachbarlän-
dern und allen Großmächten, in wirt-
schaftlicher Hinsicht vor allem zu den
östlichen Nachbarn und zur Sowjetuni-
on, mit denen Handelsverträge abge-
schlossen werden sollten. Die bisher inti-
men Bindungen an Deutschland sollten
neutralisiert werden.

FFrriieeddlliicchheerr WWeegg zzuumm SSoozziiaalliissmmuuss
War diese Konzeption im Frühjahr

1945 realistisch, entsprach sie den inter-
nationalen und nationalen Kräfteverhält-
nissen? Im Ergebnis des Ausgangs des
Zweiten Weltkriegs war es zu einer Ver-
schiebung der internationalen Kräftever-
hältnisse gekommen: Mit der Niederlage
des Faschismus war auch das Monopol-
kapital weitgehend diskreditiert, das ka-
pitalistische System insgesamt erschüt-
tert. Die siegreiche Sowjetunion war
weltpolitisch gestärkt, der Roten Armee
kam in Österreich bei der Regierungsbil-
dung überdies eine Schlüsselstellung zu.
Als Hauptträgerin des antifaschistischen
Widerstands trat auch die KPÖ gestärkt
aus Illegalität und Exil heraus: Nicht um-
sonst leitete Johann Koplenig in seiner
Rede auf der ersten Parteiarbeiterkonfe-
renz am 13. Mai 1945 die Berechtigung,
an der Neugestaltung Österreichs teilzu-
nehmen, direkt aus der Rolle ab, die die
KPÖ im Freiheitskampf gegen den deut-
schen Faschismus gespielt hat.3 Die KPÖ
entwickelte sich im Verlauf des Jahres
1945 zu einer Massenpartei mit über
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demokratischen“ Ordnung des Jahres
1945 bereits um eine solche Übergangs-
form, die in der späteren marxistischen
Diskussion und Programmatik als „anti-
monopolistische Etappe“ auf dem Weg
zum Sozialismus umrissen wurde.

War diese Orientierung im Jahr der
Befreiung realistisch? Grundsätzlich ist
die Entwicklung des Jahres 1945 nicht
als Automatismus zu interpretieren: Die
Frage der weiteren Entwicklung war im
April 1945 noch nicht entschieden, es
waren in der Zeit von April bis Novem-
ber 1945 grundsätzlich verschiedene Op-
tionen offen. Ob der gesamtgesellschaft-
liche Wiederaufbau als Restauration ka-
pitalistischer Produktionsverhältnisse
oder im Sinne der von der KPÖ inten-
dierten antifaschistisch-demokratischen
Ordnung verlaufen würde, hing wesent-
lich davon ab, welche Kräfte im Rahmen
des Prozesses der Neuformierung der po-
litischen Kräfteverhältnisse bestimmen-
den Einfluss auf die weitere Entwicklung
gewinnen konnten. Es war weitgehend
unklar, wie sich die Parteienlandschaft
reorganisieren werde, unklar war zu die-
sem Zeitpunkt auch, welche Potenziale
für eine sozialistische Entwicklung sich
aus dem Verhältnis der Siegermächte zu-
einander in Gestalt der Antihitlerkoaliti-
on erschließen lassen würden. Vor die-
sem Hintergrund war die Teilnahme der
KPÖ an der Provisorischen Regierung
selbstverständlich. Sie entsprach ihrer im
Exil entwickelten Wiederaufbaukonzep-
tion, ihrer Ausrichtung auf die Zusam-
menfassung der demokratischen Kräfte
und ihrem Selbstverständnis als künftig
konstruktiv mitgestaltende, „verantwor-
tungsbewusste“ Staatspartei.

FFrrüühhee DDeeffeennssiivvee

Die Hoffnung der KPÖ auf eine günsti-
ge Entwicklung der inneren Kräftever-
hältnisse in SPÖ und ÖVP und der demo-
kratischen Zusammenarbeit insgesamt
sollten sich jedoch nicht erfüllen. Sie trat
zwar im April als gleichberechtigte Part-
nerin von SPÖ und ÖVP in die erste Re-
gierung der Zweiten Republik ein, bereits
der Verlauf der ersten Monate der Regie-
rungsarbeit macht jedoch die Zurückdrän-
gung und Ausgrenzung der Kommuni-
stInnen deutlich. Die KPÖ geriet bereits
frühzeitig in die Defensive. Bereits ab
Sommer 1945 zeichnete sich eine „stille“,
auf die Zurückdrängung des kommunisti-
schen Einflusses abzielende Koalition von
SPÖ und ÖVP ab. Diese Tendenz fand
sowohl auf Ebene des Kabinettsrats als
auch des Ausarbeitungsprozesses von Ge-
setzen und Verordnungen in den Staats-
ämtern entsprechenden Niederschlag.

Es mangelte zwar nicht an öffentlichen
Bekenntnissen zur demokratischen Zu-
sammenarbeit, jedoch gewannen sowohl
in ÖVP als auch SPÖ rasch jene Kräfte
die Oberhand, die eine andere, auf die
Beschneidung der KPÖ abzielende Kon-
zeption vertraten. In der SPÖ setzte sich
der rechte Parteiflügel durch, jene Kräfte,
für die die Beteiligung der KPÖ an den
Regierungsgeschäften wohl von Beginn
an nicht mehr als ein Zugeständnis an die
sowjetische Besatzungsmacht war. Einen
gewissen Wendepunkt markiert in dieser
Hinsicht die Ankunft der westlichen Alli-
ierten in Wien, womit auch der für diese
Entwicklung insgesamt ausschlaggeben-
de Gesichtspunkt angesprochen ist:
Außenpolitische Faktoren nahmen im

lichkeiten, eine diesen nationalen Bedin-
gungen und internationalen Kräftever-
hältnissen entsprechende Strategie des
schrittweise Herankommens an den So-
zialismus zu erarbeiten. Über das Etap-
penziel einer „neuen Demokratie“ soll-
ten die Bedingungen für den weiteren
Kampf um eine sozialistische Umgestal-
tung verbessert werden. Es ging darum,
mit grundlegenden demokratischen Re-
formen den Einfluss der Arbeiterklasse
auf Kosten des Großkapitals zu erhöhen,
um so die Voraussetzungen für eine wei-
tere Vorwärtsentwicklung zum Sozialis-
mus zu verbessern.

Mit dieser Charakterisierung der „anti-
faschistisch-demokratischen“ Orientie-
rung als Strategie der Übergänge ist auch
die Abgrenzung zu zwei Interpretations-
mustern verbunden, die über Jahrzehnte
in der Historiographie und Publizistik
dominierten: Lag das Schwergewicht in
der vom Kalten Krieg geprägten Ge-
schichtsschreibung und Memoirenlitera-
tur der ersten Nachkriegsjahrzehnte
zunächst auf dem versuchten Nachweis
angeblicher Sowjetisierungsabsichten
der Roten Armee – die KPÖ erschien in
dieser Interpretation als Hebel zur
Machtübernahme -, deuteten die Studien
von Heinz Gärtner und Wilfried Aichin-
ger aus den 1970er Jahren die KPÖ-Stra-
tegie primär als Anpassung an genau ge-
genläufige sicherheitspolitische Interes-
sen der Sowjetunion, als Verzicht auf re-
volutionäre und sozialistische Zielset-
zungen, als im Grunde konservative
Konzeption, die in Abhängigkeit von der
Sowjetunion deren Politik der Selbstein-
dämmung nachvollzog.5

Meiner Einschätzung nach ist es ziel-
führender, unter Berücksichtigung sämt-
licher innerer und äußerer Faktoren, die
programmatisch-strategische Orientie-
rung der KPÖ, ihren „volksdemokrati-
schen“ Kurs, weder als außengesteuert,
Tarnungsmanöver noch taktisch moti-
viert zu deuten, sondern ihn primär unter
dem Blickwinkel seiner Eigenständigkeit
als aus konkreten nationalen und interna-
tionalen Bedingungen abgeleiteten Stra-
tegie zu betrachten: Die Konzeption der
KPÖ fußte ungeachtet außenpolitischer
Erwägungen durchaus auf einer Analyse
der konkreten österreichischen Bedin-
gungen, innenpolitischer Kräfteverhält-
nisse und deren Entwicklungsperspekti-
ven. Der Sozialismus blieb unzweifelhaft
das programmatische Ziel, aber ange-
sichts der fehlenden nationalen und in-
ternationalen Voraussetzungen nicht die
unmittelbare strategische Aufgabe. Im
Grunde ging es bei der „antifaschistisch-

4. Parteiarbeiterkonferenz der KPÖ am 4. November 1945 im Wiener Konzerthaus,
von links: Agnes Primocic, Hella Postranecky, Franz Honner, Marie Köstler, Johann
Koplenig, Karl Altmann, Ernst Fischer, am Rednerpult: Friedl Fürnberg
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vorgesehen war. Auch Renner wollte im
April zunächst eine neue Verfassung
bzw. die Rückkehr zur Verfassung von
1920, erkannte jedoch auf einen Hinweis
von Schärf hin, dass eine Verfassungsdis-
kussion vor allem den Kommunisten nut-
zen würde. Im Alleingang setzten Renner
und Schärf bereits im Mai gegen die Wi-
derstände der KPÖ die Rückkehr zur –
von der KPÖ als „Heimwehrverfassung“
kritisierten – Verfassung von 1929 durch.
Damit war die Verfassungsdiskussion
praktisch bereits 1945 zu Ende, über eine
verfassungsrechtliche Verankerung der
kommunistischen Neuordnungspläne
konnte keine öffentliche Debatte stattfin-
den. Die Wiederinkraftsetzung der Bun-
desverfassung von 1929 setzte einer von
der KPÖ intendierten breiten Auseinan-
dersetzung über die Erweiterung demo-
kratischer Rechte ein frühes Ende.

In der Frage der Erneuerung und De-
mokratisierung des Staatsapparats setzte
sich die KPÖ für die Säuberung der Ver-
waltung von faschistischen Beamten und
reaktionären Bürokraten ein, bei gleich-
zeitigem Aufbau einer demokratischen
Beamtenschaft, aus erprobten Antifa-
schisten und österreichischen Patrioten,
auch wenn diese nicht über die entspre-
chende akademische Ausbildung verfüg-
ten. Fachkenntnisse seien zu erwerben,
so Ernst Fischer, nicht jedoch „leiden-
schaftliche Freiheitsliebe, unerbitterli-
cher Haß gegen den Faschismus, heißer
Glaube an Österreich und menschliche
Festigkeit“.8 Auf Vorschlag der KPÖ
wurden schließlich nach langen Ausein-
andersetzungen die bevorzugte Behand-
lung der Freiheitskämpfer und verfolgten
Antifaschisten beschlossen, sowie die
Anstellungserfordernisse herabgesetzt.
Am konservativen Übergewicht im
Staatsapparat änderte sich jedoch nichts.
Zudem ging die Säuberung der Verwal-
tung weiter schleppend voran. Die An-
zahl der kommunistischen Beamten wie-
derum war verschwindend gering, selbst
in den Staatsämtern von Franz Honner
und Ernst Fischer waren keine leitenden
kommunistischen Beamten tätig. Einzig
in den unteren Polizeiorganen konnten
Kommunisten innerhalb der Beamten-
schaft Fuß fassen.

Im Bereich der Entnazifizierung stan-
den Kontroversen über den Umgang mit
den ehemaligen NSDAP-Mitgliedern
und die strafrechtliche Verfolgung der
NS-Verbrecher im Mittelpunkt. Die Po-
sition der KPÖ zum Naziproblem war
von Beginn an von einer Differenzierung
der ehemaligen NSDAP-Mitglieder in
die nazistischen Hauptschuldigen, die

Jahr der Befreiung vor allem dergestalt
auf die innenpolitische Entwicklung Ein-
fluss, dass SPÖ und ÖVP frühzeitig be-
gannen, ihre Politik auf die Westmächte
auszurichten. Im Mittelpunkt dieser Pro-
blemlage stand die vierfache militärische
Besatzung Österreich und die Präsenz
westalliierter Truppen, vor allem jedoch
die fehlende Anerkennung der Provisori-
schen Regierung durch die westlichen
Alliierten und die damit verbundene Ge-
fahr der Zerreißung des Landes.

Die Westmächte sahen in der Renner-
Regierung zunächst eine sowjetische
„Marionettenregierung“, kritisierten den
in ihren Augen überproportionalen Ein-
fluss der KPÖ und verweigerten der Re-
gierung die Anerkennung. Während sich
die Sowjetunion auf der Potsdamer Kon-
ferenz für die Anerkennung der Proviso-
rischen Regierung aussprach, setzten
sich die Briten bis in den Herbst hinein
für eine völlige Neubildung der Regie-
rung ein. Die USA standen der Renner-
Regierung ebenso ablehnend gegenüber,
nahmen jedoch von Beginn an eine et-
was konziliantere und flexiblere Haltung
ein. Die Anerkennung der Regierung er-
folgte schließlich erst im Herbst, am 20.
Oktober 1945, bis zu diesem Zeitpunkt
war die Provisorische Regierung außen-
politisch isoliert.

Es war vor allem diese fehlende Aner-
kennung der Regierung durch die West-
mächte, die nunmehr bestimmend auf die
Entwicklung der nationalen Kräftever-
hältnisse Einfluss nahm: Die weitgehen-
de Konzessionsbereitschaft, die den
Kommunisten im Verlauf der Auseinan-
dersetzungen im Kabinettsrat abverlangt
wurde, ist nur vor dem Hintergrund der
Verflechtung innen- und außenpoliti-
scher Faktoren, die infolge der Vier-
mächtebesatzung für das Jahr 1945 ins-
gesamt prägend war, verständlich.

Die Bruchlinien der innenpolitischen
Entwicklung lassen sich anhand der zen-
tralen Konfliktlinien im Kabinettsrat der
Provisorischen Regierung, dessen Sit-
zungsprotokolle nunmehr gedruckt vor-
liegen, darstellen: Erstens die Diskussion
über Verfassungsfragen, zweitens die
Auseinandersetzungen über Beschlus-
sfassung und Durchführung des Beam-
ten-Überleitungsgesetzes, drittens der
Fragenkomplex Entnazifizierung, sowie
viertens der Umgang mit dem reichs-
deutschen Eigentum in Österreich. Die
Kontroversen über diese Themen erhel-
len sowohl die unterschiedlichen Kon-
zeptionen der beteiligten Akteure als
auch die ungünstigen Realisierungsbe-
dingungen der kommunistischen Vor-

stellungen. Es werden jene Rahmenbe-
dingungen deutlich, die der KPÖ-Ge-
samtkonzeption enge Grenzen setzte:
Vor dem Hintergrund der fehlenden An-
erkennung der Regierung war es für die
KPÖ notwendig, ein nach außen hin de-
monstrativ einheitliches Auftreten der
Regierung zu gewährleisten um die Ein-
heit des Landes zu wahren und um von
den Westmächten endlich die Kompe-
tenzerweiterung auf das gesamte Bun-
desgebiet zu erreichen.

KKoonnttrroovveerrsseenn iimm KKaabbiinneettttssrraatt
Es waren auch die inneren Rahmenbe-

dingungen der Regierungsarbeit, die sich
hemmend auf die Umsetzung der kom-
munistischen Ziele auswirkten: Zum ei-
nen begrenzte die autoritäre Haltung von
Staatskanzler Renner die kommunisti-
schen Spielräume. Die Kabinettsratspro-
tokolle bieten einige Beispiele, in denen
Renner im Falle der fehlenden Einstim-
migkeit drohte, sich das Entscheidungs-
recht vorzubehalten und seine Meinung
als Beschluss anzusehen. Zweimal wäre
es aufgrund von Einsprüchen der KPÖ
fast zum Bruch gekommen, beide Male
ging es um Verfassungsfragen. Renner
weigerte sich, die kommunistischen Ein-
sprüche zu protokollieren, stellte den
kommunistischen Regierungsmitglie-
dern die Demission anheim und erklärte
die Gesetze für angenommen. Nicht zu-
letzt vor diesem Hintergrund ging Ernst
Fischer im Jänner 1946 in seinem Resü-
mee der Renner-Regierung so weit, die
Provisorische Regierung als eine Art
„Präsidialdiktatur“ zu kennzeichnen.6

Vor allem jedoch wirkte das Prinzip
der Vereinbarungsregierung – die Tatsa-
che, dass Beschlüsse im Kabinettsrat der
Provisorischen Regierung einstimmig er-
folgen mussten – den kommunistischen
Vorstellungen entgegen. Ernst Fischer
schlug zwar im Mai 1945 vor, die Ein-
stimmigkeit nur bei Verfassungsgesetzen
vorauszusetzen und bei einfachen Geset-
zen auf sie zu verzichten, was jedoch von
Renner abgelehnt wurde.7 Als für die
KPÖ besonders nachteilig wirkte sich der
gleichzeitige Verzicht auf die Herstellung
einer politischen Öffentlichkeit aus: Die
Debatten der Regierung fanden hinter
verschlossenen Türen statt, über Kontro-
versen im Kabinettsrat wurde öffentlich
nicht berichtet, was die Argumentations-
spielräume der KPÖ erheblich einengte.

In der Diskussion über Verfassungsfra-
gen verlangte die KPÖ die Ausarbeitung
einer neuen Verfassung bzw. die Rück-
kehr zur Verfassung von 1920, wie es
auch in der Unabhängigkeitserklärung



dung von SPÖ und ÖVP zu den West-
mächten als auch auf die damit verbunde-
ne fortschreitende innenpolitische Mar-
ginalisierung der KPÖ. Mit dieser Wei-

chenstellung in Richtung
Westorientierung wurde
der „antifaschistisch-de-
mokratischen“ Konzeption
der KPÖ ihre weitere
Grundlage entzogen.

Darüber hinaus war die
KPÖ im Rahmen der Ver-
staatlichungsdiskussion
auf besondere Art und
Weise von der Verflech-
tung innen- und außenpoli-
tischer Faktoren betroffen,
hatte sie doch aufgrund ih-
rer Solidarisierung mit der
sowjetischen Besatzungs-
macht in ihrer auf nationa-
le österreichische Interes-
sen ausgerichteten Pro-
grammatik und Politik die
wirtschaftspolitischen An-
sprüche der sowjetischen
Regierung mitzureflektie-
ren. Der KPÖ-Forderung
nach Verstaatlichung des
reichsdeutschen Eigen-
tums wurde durch die wirt-
schaftlichen Interessen der
Sowjetunion weitgehend
ihre Zugkraft geraubt.
Ebenso hatte die KPÖ ein-
seitig die Folgen für jene
Maßnahmen zu tragen, die
von der sowjetischen Ad-

ministration infolge der gescheiterten
Orientierung auf bilaterale Abkommen
ergriffen wurde: Im Oktober 1945 kam
es zur Übernahme der Zistersdorfer Öl-
quellen durch die sowjetischen Besat-
zungsbehörden, im Februar 1946 folgte
die Übernahme der DDSG, im Befehl
Nr. 17 von Anfang Juli 1946 wurde der
Übergang des gesamten „Deutschen Ei-
gentums“ in Ostösterreich in das Eigen-
tum der Sowjetunion verfügt.

„„WWeecckkuunngg ddeerr VVoollkkssiinniittiiaattiivvee““
Bei diesen Meinungsverschiedenheiten

standen die KommunistInnen im Kabi-
nettsrat „oft einer geschlossenen Front
der SPÖ und ÖVP gegenüber“.10 Der
Modus der Vereinbarungsregierung
wandte sich insofern vor allem gegen die
KommunistInnen, die sich nach wenigen
Monaten einer „stillen“ Koalition aus
SPÖ und ÖVP gegenüber sahen. Bei
gleichzeitigem Verzicht auf die Herstel-
lung einer politischen Öffentlichkeit be-
grenzte er die Spielräume der KPÖ und
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österreichischen Regierung vor, bilate-
rale wirtschaftliche Bindungen einzuge-
hen und ihre Besitzrechte am „Deut-
schen Eigentum“ in gemischte Gesell-

schaften einzubringen, wobei es vor al-
lem um zwei Wirtschaftszweige ging:
die Erdölindustrie und die DDSG.

Nachdem vor dem Einzug der westli-
chen Alliierten in Wien und der Konstitu-
ierung des Alliierten Rates zunächst auch
Renner und Figl ein solches Abkommen
als eine gute wirtschaftliche Lösung ange-
sehen hatten, ließen SPÖ und ÖVP unter
dem Druck der Westmächte und westli-
cher Kapitalinteressen das unterschrifts-
reife Abkommen über die bilaterale Er-
dölgesellschaft platzen. Somit blieben die
kommunistischen Regierungsmitglieder
auch in der Frage des Umgangs mit dem
reichsdeutschen Eigentum gegenüber
SPÖ und ÖVP in der Minderheit, wobei
sie auch im Zusammenhang mit der öster-
reichisch-sowjetischen Erdölgesellschaft
und dem Abschluss eines Handelsvertra-
ges mit der Sowjetunion ihren Einspruch
im Kabinettsrat nicht öffentlich machten.
Das Scheitern dieser beiden Projekte wie-
derum verweist sowohl auf die sukzessive
wirtschaftliche und politische Hinwen-

„großen“ Nazi, Kriegsverbrecher und
verantwortlichen Nazifunktionäre, und
die „kleinen“ Nazi, die einfachen Partei-
mitglieder und Mitläufer gekennzeich-
net. Sie trat für eine straf-
rechtliche Verfolgung und
Aburteilung der NS-Täte-
rInnen und die Säuberung
des öffentlichen Lebens
vom Nazismus ein. Die ein-
fachen Mitglieder sollten,
sofern sie nicht persönlich
an Verbrechen beteiligt wa-
ren, straffrei bleiben und für
den demokratischen Wie-
deraufbau gewonnen wer-
den. Darüber hinaus wurde
jedoch die Mitschuld aller
ehemaligen NSDAP-Mit-
glieder festgehalten und
deshalb die Ausschaltung
aller ehemaligen National-
sozialistInnen aus dem öf-
fentlichen Leben, aus Ver-
waltung, Wirtschaft und
Kultur, gefordert.

Der in der „Nazifrage“
Anfang Mai mit Beschlus-
sfassung des Verbotsgeset-
zes von der Regierung ein-
geschlagene Kurs, das
Schwergewicht auf das for-
male Prinzip der Registrie-
rung aller ehemaligen
NSDAP-Mitglieder zu le-
gen, lag jedoch alles andere
als auf der Linie der von
der KPÖ vorgenommenen
Differenzierung in „Hauptschuldige“
und „Mitläufer“. In den Augen der KPÖ
führte die Durchführung des Verbotsge-
setzes mit der dabei vorgesehenen Mög-
lichkeit auf Nachsicht von der Registrie-
rung zur Verschleppung des Problems
und „bürokratischen Versumpfung“.9

Das von der KPÖ geforderte Kriegsver-
brechergesetz zur strafrechtlichen Ver-
folgung der nationalsozialistischen Un-
taten kam erst Ende Juni nach langen
Auseinandersetzungen im Kabinettsrat
zustande und wurde nur zögerlich
durchgeführt, was auf heftige kommuni-
stische Kritik stieß.

Auffassungsunterschiede prägten auch
die Auseinandersetzungen über den Um-
gang mit dem „Deutschen Eigentum“ in
Österreich. Wie kaum eine andere Frage
stand diese Frage im Spannungsfeld alli-
ierter Interessen: Nachdem das Potsda-
mer Abkommen den alliierten Mächten
das reichsdeutsche Eigentum in ihrer je-
weiligen Zone zugesprochen hatte,
schlugen die sowjetischen Stellen der

Johann Koplenig als Redner auf einer Parteiveranstaltung der KPÖ
am 30. Oktober 1945 in Wien-Stadlau.
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Parteien verabschiedet, die auch die For-
derungen nach Verstaatlichung zum In-
halt hatten, Deputationen entsendet, so-
wie kleinere Demonstrationen vor Äm-
tern organisiert, in denen die Bürokratie
noch immer nicht von ehemaligen NSD-
AP-Mitgliedern gesäubert worden war.

SPÖ und ÖVP werteten eine solche
„Mobilisierung der Massen“ im Kabi-
nettsrat als Destabilisierung der politi-
schen Verhältnisse und Misstrauen ge-
genüber der demokratischen Zusammen-
arbeit. Jedoch war die KPÖ ohnehin
nicht bereit, diese Initiativen zu einer of-
fenen Auseinandersetzung eskalieren zu
lassen, hätte doch die Mobilisierung ei-
ner Massenbewegung gegen die Regie-
rung unweigerlich deren Sprengung be-
deutet, was ganz auf der Linie der West-
mächte gelegen wäre. Der KPÖ ging es
vielmehr darum, mit vorsichtigen Signa-
len „außerparlamentarischen“ Druck auf
den Kabinettsrat auszuüben, um Bewe-
gung in die aus ihrer Sicht eingetretene
Stagnation zu bringen und ihren Argu-
menten im Kabinettsrat entsprechenden
Nachdruck zu verleihen. Die „Weckung
der Volksinitiative“ war in dieser Hin-
sicht gewissermaßen der Gegenpol zur
hohen Kompromissbereitschaft, die ihr
im Kabinettsrat abverlangt wurde.

ZZuurrüücckkddrräänngguunngg ddeess 
kkoommmmuunniissttiisscchheenn EEiinnfflluusssseess
Die aus der Viermächtebesatzung re-

sultierende enge Verflechtung innenpoli-
tischer und außenpolitischer Rahmenbe-
dingungen, aus der die schwierige Situa-
tion und Defensive der KPÖ resultierte,
erreichte ihren vorläufigen Höhepunkt in
den Ereignissen rund um die Erste Län-
derkonferenz Ende September. Entgegen
früheren Interpretationen der Ersten Län-
derkonferenz als „Ersatzparlament“ war
diese in Wahrheit primär ein politisches
Instrument, um endlich die Anerkennung
der Regierung durch die Westmächte zu
erreichen. Die in den Augen der West-
mächte überproportionale kommunisti-
sche Regierungsbeteiligung, allen voran
die Tatsache, dass ein Kommunist das
Innenressort leitete, wurde nun zum zen-
tralen Politikum, die Ausbootung Franz
Honners zum Dreh- und Angelpunkt der
von den Westmächten geforderten Re-
gierungsumbildung als Voraussetzung
für die Anerkennung. In diesem Punkt
überschnitten sich die Interessen der
Westmächte, die auf eine Entfernung
bzw. Reduzierung des kommunistischen
Einflusses abzielten, mit den innenpoliti-
schen Ausgrenzungstendenzen: Trotz
der sowjetischen Rückendeckung war

klar, dass die Anerkennung der Regie-
rung nicht ohne Zugeständnisse zu errei-
chen sein werde. SPÖ und ÖVP verstan-
den es nun geschickt, den außenpoliti-
schen Druck, der auf der Regierung im
Allgemeinen und auf der KPÖ im Be-
sonderen lastete, zu instrumentalisieren
und gegen die KPÖ auszunutzen.

Der spätere Außenminister Karl Gru-
ber, der – wie er in seinen Erinnerungen
ausführt – sich verpflichtet fühlte, „die
Wiener Regierung durch eine kraftvolle
Aktion aus den Fesseln des Kommunis-
mus zu befreien“,13 vertrat auf der Län-
derkonferenz das – auf eine Ablösung
Honners hinauslaufende – Maximalpro-
gramm im Namen der westlichen Bun-
desländer. Letztlich kam als Ausweg aus
dem innen- und außenpolitischen Dilem-
ma auf Vorschlag der SPÖ ein Kompro-
miss zustande: Das Gewicht innerhalb
der Provisorischen Regierung wurde
durch ihre Erweiterung zugunsten der
ÖVP und der westlichen Bundesländer zu
Ungunsten der KPÖ modifiziert, Franz
Honner in seinen Kompetenzen maßgeb-
lich beschnitten. Ihm wurde sowohl die
Kontrolle über die öffentliche Sicherheit
als auch die Aufsicht über die Haupt-
wahlbehörde entzogen. Den Sozialdemo-
kraten gelang es, ihren Einfluss in der
Wiener Polizeidirektion auf Kosten der
dortigen kommunistischen Dominanz zu
erweitern. Der auf die KPÖ ausgeübte
Druck war derart massiv, dass selbst das
weitere Verbleiben von Honner als Leiter
des Staatsamts für Inneres von der KPÖ
als Erfolg gewertet werden musste.

Darüber hinaus war die KPÖ vor dem
Hintergrund dieser außenpolitischen
Rücksichtnahme bereits im Vorfeld der
Länderkonferenz gezwungen, Wahlen zu
einem für sie ungünstigen Zeitpunkt zu-
zustimmen. Von Anfang an war für die
KPÖ klar, dass baldige Wahlen sich kei-
nesfalls günstig auf ihre Position auswir-
ken würden. Unter dem Druck, die Her-
stellung der staatlichen Einheit Öster-
reichs nicht zu gefährden, gab die KPÖ
Mitte September ihre ablehnende Hal-
tung auf und stimmte schließlich dem
frühen Wahltermin zu.

Mehrere Aspekte waren für die Skep-
sis der KPÖ gegenüber frühen Wahlen
ausschlaggebend: Zum einen der man-
gelnde Organisationsgrad der Partei ge-
genüber ÖVP und SPÖ, vor allem in den
westlichen Bundesländern. Der Haupt-
grund für die ablehnende Haltung der
KPÖ gegenüber einem frühen Wahlter-
min bestand jedoch in der Tatsache, dass
sich die KommunistInnen der eingetrete-
nen Verschiebung der innenpolitischen

ließ sie zu Weichenstellungen schwei-
gen, die ihrer allgemeinen Konzeption
grundsätzlich entgegenliefen, um vor
dem Hintergrund der fehlenden Aner-
kennung der Regierung durch die West-
mächte die schwierige außenpolitische
Situation nicht weiter zu komplizieren.

Lag doch der Regierungsbeteiligung
der KPÖ auch eine „staatspolitische“ Er-
wägung zugrunde, wurde sie doch auch
als außenpolitische Notwendigkeit gese-
hen, um den Bestand eines einheitlichen
österreichischen Staatsgebietes zu si-
chern. Als „staatstragende“ Kraft ging es
der KPÖ darum, kurzfristige Parteiinter-
essen zugunsten nationaler Wiederauf-
bauinteressen zurückzustellen, resümier-
te Friedl Fürnberg am 13. Parteitag im
April 1946 die ungünstigen Rahmenbe-
dingungen.11 Die KPÖ habe angesichts
ihrer Pflicht, „um ein neues, demokrati-
sches Österreich in der ersten Reihe zu
stehen, […] gar auf manches verzichtet,
um die Zusammenarbeit zu ermöglichen
und zu erhalten“, wurde in einem Kom-
mentar der Österreichischen Volksstim-
me im September 1945 festgehalten.12

Ebenso ist jedoch in diesem Zusammen-
hang zu berücksichtigen, dass es der
KPÖ nicht möglich war, öffentlich gegen
die Interessen der sowjetischen Besat-
zungsmacht aufzutreten. Genannt seien
nur die Designierung Renners oder das
Zistersdorfer Beispiel.

Ein prinzipiell oppositionelles Heran-
gehen war für die KPÖ vor diesem Hin-
tergrund ausgeschlossen, es hätte die so-
fortige Isolierung der KommunistInnen
bedeutet und überdies auch völlig ihrer
Rolle als „verantwortungsbewusster“,
konstruktiv mitgestaltender „Staatspar-
tei“ widersprochen. Immerhin stand die
Zusammenarbeit der drei demokrati-
schen Parteien geradezu im Mittelpunkt
ihrer Programmatik. Der einzige Ausweg
aus diesem Dilemma wäre die Forcie-
rung „außerparlamentarischer“ Aktivität
gewesen. In der Tat versuchte die KPÖ
ab Sommer das Dilemma der fehlenden
Öffentlichkeit vorsichtig zu durchbre-
chen: Mittels Weckung der „Initiative
der Volksmassen“ sollte vor allem die
mangelnde Durchführung der Gesetze,
allen voran der schleppende Fortgang
der Entnazifizierung und der Säuberung
der Verwaltung, öffentlich thematisiert
werden. So waren zwar auf Initiative der
KPÖ das Beamten-Überleitungsgesetz
und Kriegsverbrechergesetz zustande ge-
kommen, es fehlten jedoch vielfach die
Durchführungsbestimmungen. Auf Be-
triebs- und Bezirksebene wurden nun auf
KPÖ-Initiative Resolutionen der drei
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fehlende Anerkennung der Regierung die
ihren wirtschaftlichen Interessen, konkret
ihrer Kursnahme auf bilaterale Abkom-
men mit der österreichischen Regierung
im Wege stand. Auch für die sowjetische
Besatzungsmacht standen das außenpoli-
tische Interesse ihres Landes an der Aner-
kennung der Renner-Regierung und wirt-
schaftliche Interessen gegenüber einer
Erweiterung der politischen Spielräume
der KPÖ im Vordergrund.

Zeitgenössische Quellen belegen, dass
sich auch die führenden kommunisti-
schen Politiker zu diesem Zeitpunkt ihrer
innenpolitischen Schwäche durchaus be-
wusst waren: Sowohl Franz Honner,
Ernst Fischer als auch Heinrich Dürmay-
er äußerten sich im Juli und August in
diesem Sinne gegenüber Exponenten der
SPÖ und Offizieren des amerikanischen
Geheimdienstes, wobei sie die Übergriffe
von Angehörigen der Roten Armee für
die geschwundene Unterstützung verant-
wortlich machten.15 Die österreichischen
KommunistInnen erkannten damit zwar
die negativen Folgen der sowjetischen
Besatzungspraxis, indem jedoch diese
sensible Thematik tabuisiert und öffent-
lich keine Kritik geübt wurde, leisteten
sie selbst der Entwicklung Vorschub,
dass antisowjetische Ressentiments
bruchlos auf die KPÖ übertragen wurden.

Damit werden auch die angeblich ho-
hen Stimmenerwartungen der KPÖ – in
der Literatur finden sich Zahlen von bis
zu 40 Prozent der Stimmen, mit denen
die KPÖ-Parteiführung angeblich gerech-
net haben soll – ins Reich der Legenden
verwiesen. In Auswertung der vorhande-
nen Quellen deutet alles darauf hin, dass

die KPÖ-Spitze ihre Stärke zwar über-
schätzte, ihre Erwartungen aber kaum
über zehn oder 15 Prozent der Wähler-
stimmen hinausgegangen sein dürften.16

Die KPÖ erreichte bei den Wahlen
zum ersten Nationalrat der Zweiten Re-
publik letztlich 5,4 Prozent der Stim-
men, 174.257 Stimmen und vier Manda-
te. Nicht zuletzt auch vor dem Hinter-
grund, dass die Betriebsratswahlen in
den Vormonaten für die KPÖ zufrieden
stellende Ergebnisse, vielerorts kommu-
nistische Mehrheiten, gebracht hatten,
musste dieses Wahlergebnis als Enttäu-
schung und „Misserfolg“ eingeschätzt
werden. Auch der erfolgreiche Verlauf
der Wahlkampagne, der große Material-
aufwand und der massive Zustrom bei
den kommunistischen Wahlveranstal-
tungen, hatten Illusionen über das zu er-
wartende Wahlergebnis genährt.

In seiner Analyse des schlechten Ab-
schneidens der KPÖ machte Johann Ko-
plenig in den Beratungen der KPÖ-
Führungsgremien verschiedene Gesichts-
punkte geltend:17 Allen voran führte er
objektive Faktoren ins Treffen, vor allem
die Tatsache, dass in Österreich keine
Massenbewegung den Faschismus über-
winden konnte und der Einfluss der nazi-
stischen Ideologie nach wie vor groß sei.
Neben organisatorischen Schwächen ver-
wies er auf die – zuletzt harte – Position
der KPÖ zur Nazifrage: ungeachtet der
zuvor erwähnten Differenzierung im Her-
angehen an ehemalige NSDAP-Mitglie-
der war es SPÖ und ÖVP gelungen, die
KPÖ als Anti-Nazi-Partei schlechthin
darzustellen und ihre Position zum Aus-
schluss aller ehemaligen Nationalsoziali-

Kräfteverhältnisse sehr wohl bewusst
waren: Ein wichtiger Faktor dieser Ver-
schiebung bestand auch darin, dass spä-
testens seit Sommer klar geworden war,
dass sich die Stimmung der Bevölkerung
gegen die KommunistInnen zu wenden
begonnen hatte. Es waren allen voran die
Übergriffe von Angehörigen der Roten
Armee auf die Zivilbevölkerung, Plünde-
rungen, Vergewaltigungen, sowie die
Demontage- und Beschlagnahmepraxis
der sowjetischen Besatzungsmacht, die
auch die KPÖ in der öffentlichen Mei-
nung in Misskredit brachte.

Vor diesem Hintergrund war es der
KPÖ aufgrund ihrer weitreichenden
Identifikation mit der sowjetischen Be-
satzungsmacht und ihrer kritiklosen Hal-
tung gegenüber negativen Erscheinun-
gen der Besatzungspraxis kaum möglich,
ihre Politik des nationalen Wiederauf-
baus glaubhaft zu vertreten. Insofern er-
weist sich das Naheverhältnis der KPÖ
zur sowjetischen Besatzungsmacht ne-
ben dem Druck der westlichen Alliierten
als schwerwiegendstes Problem der
KPÖ-Politik im Jahr 1945. Einerseits
war durch die Präsenz der sowjetischen
Besatzungstruppen sicher gestellt, dass
die KPÖ im Jahr der Befreiung einen
nicht zu umgehenden innenpolitischen
Faktor darstellen konnte. Andererseits
wurde die KPÖ im öffentlichen Bewus-
stsein ungeachtet ihrer Österreich-patrio-
tischen Orientierung als antiösterreichi-
sche „Russenpartei“ abgestempelt, was
durch fehlende Distanzierungen von den
Übergriffen von Angehörigen der Roten
Armee erleichtert wurde.

EEnnttttääuusscchheennddeess WWaahhlleerrggeebbnniiss
Nicht zufällig drängten vor diesem

Hintergrund sowohl SPÖ und ÖVP, als
auch die westlichen Alliierten auf die ra-
sche Durchführung von Wahlen, um die
geringe Anhängerschaft der KPÖ nach-
zuweisen. Gemeinsam ging es ihnen dar-
um, die vorhandenen antisowjetischen
Ressentiments auszunutzen und den
kommunistischen Einfluss in der Regie-
rung zurückzudrängen. So notierte der
konservative Diplomat Josef Schöner be-
reits am 28. April, also wenige Tage nach
der Befreiung, in sein Tagebuch, dass die
Angst vor der KPÖ gewichen sei, da man
sie angesichts der Erfahrungen, die die
Bevölkerung mit der Roten Armee ma-
chen musste, bei den kommenden Wahl-
en nicht mehr fürchten müsse.14

Es war vor allem einer Tatsache ge-
schuldet, dass schließlich auch die so-
wjetische Besatzungsmacht frühen Wahl-
en nicht im Wege stand: War es doch die

Friedl Fürnberg, Ruth Mayenburg und Ernst Fischer bei der Stimmabgabe zur Natio-
nalratswahl am 25. November 1945.
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sten von den ersten demokratischen
Wahlen in eine allgemein nazifeindliche
Haltung umzudeuten. Entscheidend war
jedoch vor allem das Image der KPÖ als
„Russenpartei“, die antikommunistische
Grundstimmung der Bevölkerung und die
damit im Zusammenhang stehende anti-
sowjetische Flüsterpropaganda von SPÖ
und ÖVP. Die Wahlen sind in dieser Hin-
sicht vor allem als Votum gegen die so-
wjetische Besatzungsmacht zu deuten.

EEnnddee ddeerr ZZuussaammmmeennaarrbbeeiitt
Das für die KPÖ enttäuschende Wahl-

ergebnis macht das endgültige Scheitern
der kommunistischen Orientierung auf
eine Zusammenarbeit der demokrati-
schen Kräfte mit dem Ziel einer antifa-
schistisch-demokratischen Umwälzung
deutlich. Während die KPÖ in ihrer Pro-
paganda die „Festigung der demokrati-
schen Einigung“, also eine vertiefte Zu-
sammenarbeit der drei Parteien in den
Mittelpunkt stellte, verstärkte der Verlauf
des Wahlkampfes im Gegenteil die be-
reits seit Sommer zu konstatierende Pola-
risierung zwischen den Parteien, was der
Entwicklung einer antifaschistisch-demo-
kratischen Zusammenarbeit diametral
entgegen stand. Besonders deutlich zeig-
te sich dies am Beispiel der Debatte um
das Wahlrecht für ehemalige NSDAP-
Mitglieder. Die KPÖ hatte in dieser Fra-
ge erstmals die Grenze ihrer Kompromis-
sbereitschaft angedeutet: Zwar hätten die
Kommunisten „in der Regierung oft Zu-
geständnisse machen müssen, um eine
mittlere Linie zu finden“, beklagte Ernst
Fischer in der Volksstimme die negativen
Seiten der Vereinbarungsregierung, je-
doch könne es „bei prinzipiellen Fragen“
wie dem Naziwahlrecht „keine Kompro-
misse und keine Zugeständnisse ge-
ben“.18 Der generelle Ausschluss der ehe-
maligen NSDAP-Mitglieder wurde nun
mehrere Wochen lang zu einem zentralen
Punkt in der KPÖ-Propaganda, auf der 2.
Länderkonferenz am 9. und 10. Oktober
war die kompromisslose Haltung der
KPÖ dafür verantwortlich, dass allen
ehemaligen NationalsozialistInnen das
Wahlrecht entzogen wurde.

Insgesamt traten die Differenzen zwi-
schen den drei Parteien nun endgültig in
den Vordergrund, auch die KPÖ intensi-
vierte ihre Kritik an der innenpolitischen
Entwicklung, allen voran an reaktionären
Kreisen in der ÖVP, und deutete den
Wahlkampf als Kampf gegen die Reakti-
on und die antidemokratischen Kräfte.
Darüber hinaus hemmte der Wahlkampf
die Differenzierungen innerhalb der Par-
teien. In der SPÖ beförderte dies die He-

gemonie des rechten Parteiflügels, das
im August 1945 eingesetzte Kontaktko-
mitee zwischen den beiden Arbeiterpar-
teien wurde auf Antrag von Schärf aus-
gesetzt und trat auch in weiterer Folge
nicht mehr zusammen. Linkssozialisti-
sche BefürworterInnen einer Aktionsein-
heit mit der KPÖ konnten erfolgreich in
den Hintergrund gedrängt werden.

Die KPÖ blieb zwar auch nach den
Novemberwahlen Regierungspartei, der
Verlauf der Regierungsverhandlungen
Anfang Dezember 1945 macht jedoch
deutlich, dass die Beteiligung der KPÖ
an der Konzentrationsregierung Figl so-
wohl von den beiden Großparteien als
auch seitens der westlichen Alliierten
nur mehr als Zugeständnis an die sowjet-
ische Besatzungsmacht gesehen wurde.
Zwei Jahre später, im November 1947,
war mit dem Ausscheiden von Karl Alt-
mann die Zusammenarbeit der drei Par-
teien auch formal beendet. Insgesamt
war zu diesem Zeitpunkt – infolge des
beginnenden Kalten Krieges und der da-
mit verbundenen Rechtsverschiebung
der außen- wie innenpolitischen Kräfte-
verhältnisse – die volksdemokratische
Orientierung der KPÖ weitgehend un-
realistisch geworden.
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Im Frühsommer 1945 bin ich mit einer
Gruppe von Kommunistinnen und
Kommunisten und mit meiner kleinen

Tochter nach einer abenteuerlichen Rei-
se durch das zerbombte Deutschland
nach Wien zurückgekommen. Trotz der
schwierigen Situation im Nachkriegsö-
sterreich waren wir voll Optimismus und
überzeugt, dass die Befreiung nach den
schrecklichen Jahren von Faschismus
und Krieg, der Wiederaufbau der Demo-
kratie neue Perspektiven für eine gerech-
te Gesellschaft entwickeln wird, die im
neuen Österreich auch eine neue, gleich-
berechtigte Stellung der Frau sein wird.
Trotz der großen Zerstörungen und des
Mangels an allem war eine Aufbruch-
stimmung zu spüren.

Die kommunistische Frauenpolitik war
darauf ausgerichtet, möglichst viele
Frauen zur aktiven Vertretung ihrer eige-
nen Interessen und zur Mitwirkung beim
Aufbau demokratischer Verhältnisse zu
gewinnen. In die Provisorische Regie-
rung wurde Hella Postranecky als Unter-
staatssekretärin im Staatsamt für Volks-
ernährung nominiert. Sie war die erste
Frau in einer österreichischen Regierung.
In der Ersten Republik war sie eine pro-
minente Sozialdemokratin. In der Illega-
lität schloss sie sich der KPÖ an, weil,
wie sie sagte, die Kommunisten den kon-
sequentesten Kampf gegen den Faschis-
mus führten. Hella Postranecky wurde
Mitglied der Parteiführung und stellver-
tretende Vorsitzende der KPÖ. Sie war
eine wichtige Funktionärin bei der Ent-
wicklung der kommunistischen Frauen-
politik. „Wir brauchen Frauenaktivs“,
sagte sie, „die Frauenarbeit darf nicht ne-
ben der Partei und die Partei nicht neben
der Frauenarbeit sein.“

Bei den Bezirks- und Ortsgruppen
wurden Frauenaktivs geschaffen, die be-
sonders die Frauen und ihre Probleme
ansprechen, sich um sie kümmern und
sie zum Mitmachen gewinnen sollten. Es
gab viele Frauenversammlungen. Im
Aufruf in einer Aktivistinnenkonferenz
heißt es: „Das neue Österreich braucht
Frauen in Volksvertretungen, in der
Stadt, in den Ländern, Gemeinden, öf-
fentlichen Körperschaften und in der
Verwaltung, Frauen in leitenden Stellen
im Staat, in der Wirtschaft und Kultur.“
Am 5. August 1945 wurde in einem Ak-
tionsprogramm der KPÖ auch die volle
Gleichberechtigung der Frau im politi-

schen und wirtschaftlichen Leben unter
Schutz von Mutter und Kind und spezifi-
schen Frauenanliegen festgehalten. 

Die Wochenzeitung Stimme der Frau
wurde herausgegeben. Am 27. Oktober
1945 erschien die erste Nummer in
50.000 Exemplaren. Die Spanienkämpfe-
rin Renée Dürmayer war die erste Chefre-
dakteurin. Die Artikel behandelten Pro-
bleme des Friedens und der Frauenrechte
bis zur praktischen Hilfe und Beratung
(Kochen, Nähen, Mode, Erziehung, Lese-
stoff usw.). Der größte Teil der Auflage
wurde von uns Kommunistinnen – den so
genannten Werberinnen wöchentlich zu
den Frauen verschiedensten Alters und
unterschiedlichster Herkunft gebracht. So
konnten viele persönliche Kontakte her-
gestellt werden. Später wurde die Organi-
sation Hausfrauenhilfe gegründet, wo
Schneiderinnen in der Zeit des großen
Mangels die Frauen kostenlos beraten ha-
ben, wie man aus Alt Neu macht. Manche
Decke und manches Uniformstück ver-
wandelte sich in Kostüm oder Mantel. 

In der ersten Nachkriegszeit ging es
ums Überleben. Die Lebensmittelversor-
gung war katastrophal. 1945 starben 16
Prozent der Kinder, die in diesem Jahr ge-
boren wurden. Im Dezember 1946 hat ein
Aktionskomitee der Frauen, in dem Ver-
treterinnen aller drei Parteien waren, unter
dem Titel „Rettet das Kind“ eine Kundge-
bung in den Sofiensälen abgehalten. Es
forderte, dass die Frauen in den Fragen
der Lebensmittelzuteilungen mitreden
und mitbestimmen sollen. Im Kampf ge-
gen den Hunger und für die Versorgung
der zum Leben wichtigsten Dinge haben
die Frauen Großartiges geleistet: Wegräu-
men der Kriegsschäden, Essen beschaf-
fen, Milch für die Versorgung der Kinder,
Heizmaterial, Glas für die Fenster, Be-
kleidung usw. mussten besorgt werden.
Die abziehenden Faschisten haben noch
Lebensmittel vernichtet und viel Schaden
angerichtet. Nicht selten war zusätzlich
die Unfähigkeit von Ämtern und Sabota-
ge die Ursache mangelhafter Aufbringung
von Lebensmittel. Große Mengen ver-
schwanden im blühenden Schleichhandel. 

Gegen die Missstände organisierten
Kommunistinnen Demonstrationen und
Delegationen zu den verantwortlichen
Stellen in verschiedenen Städten. Sie for-
derten bessere Kontrolle, Festsetzung der
Preise und entschiedenes Vorgehen gegen
den Schleichhandel. So haben zum Bei-

spiel in Leoben im März 1947 3000 Frau-
en bei einer Demonstration teilgenommen,
weil der sogenannte Lebensmittelaufruf
nicht erfüllt wurde. Es gibt sicher keine
andere Partei, in der sich so viele Frauen
bemüht haben zu helfen und viel Zeit und
Energie dafür aufgewendet haben.

Gerne erinnere ich mich an die gute
Zusammenarbeit mit Resi Scheiring in
Tirol, Agnes Primocic in Salzburg, Anni
Haider in Oberösterreich, Rosl Kranz
und Maria Greilberger-Cäsar in der Stei-
ermark, Hermine Klapper und Steffi
Hoffmann in Wien, das sind nur einige
Namen von Kommunistinnen, die
führend am Überlebenskampf, an der
Überzeugung der Frauen für ein gemein-
sames Handeln teilgenommen haben. 

Bei einer Großkundgebung zum inter-
nationalen Frauentag 1946 hob der Vor-
sitzende der KPÖ die bedeutende Rolle
der Frauen hervor und betonte, dass der
Kampf um die wirkliche Gleichberechti-
gung der Frau nicht allein Sache der
Frauen sein kann, sondern aller, die ein
wahrhaft demokratisches und fortschritt-
liches Österreich wollen.

Unmittelbart nach dem Zweiten Welt-
krieg mit dem Abwurf der Atombombe
am 6. und 9. August 1945 auf Hiroshima
und Nagasaki hat eine bedrohliche Ent-
wicklung des Wettrüstens begonnen.
„Nie wieder Faschismus, nie wieder
Krieg“ war ein Grundbedürfnis der Frau-
en. Kommunistinnen haben Tausende
Unterschriften unter den „Stockholmer
Appell“ zum Verbot der Atomwaffen ge-
sammelt und gegen SS und Soldatentref-
fen protestiert und demonstriert, die den
verbrecherischen Krieg als Vaterlands-
verteidigung verherrlicht haben. 

1946 wurde auf Initiative der KPÖ eine
überparteiliche Frauenorganisation ge-
schaffen. Die Widerstandskämpferin An-
na Grün – auf deren Initiative die Kinderü-
bernahmestelle der Polizei gegründet wur-
de – und die ehemalige sozialdemokrati-
sche Landtagsabgeordnete Maria Köstler
gründeten mit Frauen wie Grete Schütte-
Lihotzky, die aus dem KZ und aus den
Gefängnissen gekommen waren und Frau-
en aus dem Kulturbereich wie die Schrift-
stellerin Lina Loos, die Schauspielerinnen
Maria Eis und Hilde Wagener und andere
das erste Komitee des Bundes demokrati-
scher Frauen (BDF) in Wien. 

Das Klima des Kalten Krieges und die
Diffamierungen haben die überparteiliche

Kommunistische FFrauenpolitik iin dder NNachkriegszeit
IRMA SCHWAGER
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Zusammenarbeit sehr erschwert. In der
KPÖ war man von der Notwendigkeit des
Zusammenwirkens der Frauen für ihre
Forderungen überzeugt. Deshalb wurde
beschlossen, die Frauenaktivs in der KPÖ
aufzulösen und den „Bund demokrati-
scher Frauen Österreichs“ als überparteili-
che selbständige Frauenorganisation poli-
tisch und finanziell zu unterstützen. Auf
Initiative der Kommunistinnen wurden in
vielen Städten Gruppen des BDFÖ ge-
gründet und damit 1948 eine österreich-
weite Organisation geschaffen. Präsiden-
tin wurde die Architektin Grete Schütte-
Lihotzky und Generalsekretärin Hella Po-
stranecky. Leider haben die bürgerlichen
Frauen nach dem Beschluss, sich der In-
ternationalen Demokratischen Frauenfö-
deration (IDFF) anzuschließen, den Bund
verlassen, weil sie diese Organisation als
zu kommunistisch beeinflusst sahen. 

Die Internationale Demokratische
Frauenföderation wurde am 10. Dezem-
ber 1945 in Paris gegründet. Wir Öster-
reicherinnen haben durch den Anschluss
an diese Organisation und die Teilnahme
an internationalen Frauenkongressen an
vielen Friedens- und Solidaritätsaktionen
teilgenommen und Impulse für unsere ei-
gene Arbeit bekommen. Wir haben viele
tapfere Frauen aus allen Kontinenten
kennengelernt, von ihren Problemen
gehört und aus ihren Erfahrungen ge-
lernt. Auch in Salzburg und Wien haben
Kongresse dieser internationalen Frauen-
organisation stattgefunden und Frauen
aus aller Welt nach Österreich gebracht.

Der Bund demokratischer Frauen hat
sich durch sein Bemühen um Zusam-
menarbeit und seine vielfältige Tätigkeit
mit und für die Frauen Anerkennung er-

worben. Er engagierte sich für Frieden
und Abrüstung, gegen Neofaschismus
und für die Rechte der Frauen. Der Bund
intervenierte bei den Justizministern und
Abgeordneten für die Reform des veral-
teten Ehe- und Familienrechts aus dem
Jahr 1811 und für die Abschaffung des
Paragrafen 144, für die Durchsetzung
des gleichen Lohnes für gleichwertige
Arbeit, für gleiche Bildungs- und Auf-
stiegschancen und für ausreichende und
gute Kindereinrichtungen und bessere
Lebensverhältnisse für die Familien. Un-
sere Frauen haben mit großem Engage-
ment und mit Beharrlichkeit, trotz aller
Schwierigkeiten, im Bemühen um die
Fraueninteressen nicht locker gelassen.

Immer wieder haben auch Frauen, die
anderen Parteien angehörten oder partei-
los waren, an den Aktivitäten mitgewirkt.
Zum Beispiel waren im antifaschisti-
schen Uraniakomitee, das auf Initiative
von Grete Schütte-Lihotzky entstanden
ist, Frauen verschiedenster Weltanschau-
ung beteiligt. Über drei Jahrzehnte wur-
den in der Urania monatlich antirassisti-
sche und Antikriegsfilme gezeigt, zu de-
nen auch die Schulen eingeladen wurden,
um der Jugend das wahre Gesicht von Fa-
schismus, Rassismus und Krieg und die
katastrophalen Auswirkungen des Anti-
semitismus zu zeigen, was damals im
Unterricht noch keine Rolle spielte.

Die kommunistischen Mandatare im
Parlament, in den Gemeinden, Betrie-
ben und Gewerkschaften unterstützten
die Forderungen der Frauen. So hat zum
Beispiel Ernst Fischer im Parlament
schon 1945 die Abschaffung des § 144
gefordert, der Generationen von Frauen
ins Unglück stürzte und nicht wenigen
das Leben gekostet hat. So weit ich
mich erinnern kann, haben auch die Ge-
meinderäte Lauscher und Karger in Wi-
en und Ernst Gold in Hallein und andere
die Gemeinden aufgefordert, sich dafür
einzusetzen. 

Johann Koplenig unterbreitete im Par-
lament die Vorschläge des Bundes zur
Reform des veralteten Ehe- und Famili-
enrechts, das faktisch die Entmündigung
der Frau enthalten hat, weil der Mann als
„Haupt der Familie“ über die Frau be-
stimmen konnte, zum Beispiel ihr verbie-
ten, einen Beruf auszuüben. Die Mutter
hatte nicht einmal das Recht, einen Pass
für ihr Kind zu unterschreiben. Franz
Honner verlangte Maßnahmen, die den
Frauen Zutritt zu allen Berufen sichert
und wandte sich scharf gegen die Bestre-
bungen, Frauen als erste auf Abbaulisten
zu setzen, was nach der Heimkehr der
Soldaten aus der Kriegsgefangenschaft

oft der Fall war. In der Gewerkschaft ha-
ben Leopoldine Fialka im Vorstand der
Textilarbeitergewerkschaft so wie viele
andere Kommunistinnen in den Betrieben
und Gewerkschaften die Anliegen von
berufstätigen Frauen vertreten.

In der KPÖ gab es viel Unterstützung
aber auch Kritik und Diskussionen um
die Frauenpolitik. So wurde kritisiert,
dass in der Partei den Problemen der
Frauen zu wenig Aufmerksamkeit ge-
schenkt wird. Im Juni 1948 sprach der
Vorsitzende der KPÖ bei einem Plenum
des Zentralkomitees von der bedeuten-
den Rolle der Frauen, die fast 40 Prozent
des Mitgliederstandes waren, stellte aber
fest, dass ihre Aktivität weder in den Lei-
tungen noch in der Zusammensetzung
der Konferenzen zum Ausdruck kommt.
Die Frauen kritisierten, dass verzopfte
Traditionen und Vorurteile bis in die
Reihen der Partei hineinwirken. Aus ei-
gener Erfahrung, ganz persönlich, weiß
ich aber auch, dass oft den Frauen Mut
gemacht wurde und sie überzeugt wer-
den mussten, verantwortliche Funktio-
nen zu übernehmen. Später gab es die
Kritik, dass die Partei die Frauenarbeit
ganz dem Bund überlasse und zu wenig
als KPÖ selbst in Erscheinung trete.

Zusammenfassend kann man sagen:
Die Frauenpolitik der KPÖ hat ihr Ziel
der Schaffung einer starken überparteili-
chen Massenorganisation der Frauen
nicht erreicht, aber Kommunistinnen und
Kommunisten haben sicher dazu beige-
tragen, vieles in Bewegung zu bringen,
Frauenbewusstsein zu stärken und damit
zur Durchsetzung wesentlicher Gesetze
wie zum Beispiel die Fristenlösung oder
die Reform des Ehe- und Familienrechts
und vieler sozialpolitischen Regelungen
beigetragen. Nicht zuletzt dazu, dass die
Diskussionen und politischen Auseinan-
dersetzungen um den immer noch un-
gleichen Lohn, den bestehenden Mangel
an Kinderbetreuungseinrichtungen im
reichen Österreich, die Doppelbelastung
der Frauen, die gleichen Bildungschan-
cen für alle Kinder auch heute im Mittel-
punkt der Aufmerksamkeit der Öffent-
lichkeit stehen und nicht mehr ignoriert
werden können. Kommunistische Frau-
enpolitik war und blieb ein Bestandteil
des Kampfes um Demokratie und eine
bessere sozialistische Gesellschaft, wie
es auch den Traditionen der revolu-
tionären Arbeiterbewegung entspricht.

Referat am Symposium der Alfred Klahr
Gesellschaft „Befreiung und Wiederauf-
bau – Die KPÖ als Regierungspartei“
am 16. April 2005 in Wien.

Hella Postranecky, Unterstaatsse-
kretärin 1945 und BDF-Funktionärin
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an die Universität, wo er das analytische
Studium im I. Chemischen Universität-
sinstitut beendete, dort das organische
Praktikum machte und am II. Chemi-
schen Universitätsinstitut das ihm von
Fritz Feigl (1891–1971) gestellte Disser-
tationsthema „Beiträge zur Kenntnis der
Reaktionsfähigkeit des elementaren Jod“
im März 1928 fertig stellte. Als Religi-
onsbekenntnis hat Chargaff an der Wie-
ner Universität das mosaische angege-
ben.11 Chargaff erwähnt ausdrücklich:
„Diese Arbeit wurde von Herrn Privat-
dozenten Dr. F. Feigl angeregt und unter
seiner Anleitung im II. Chemischen Uni-
versitätslaboratorium ausgeführt.“12

Feigl war damals Privatdozent im II.
Chemischen Institut, dessen Vorstand
Ernst Späth (1886–1946) Feigl den Er-
werb der Lehrbefugnis überhaupt erst er-
möglicht hatte, weil die Technische
Hochschule Feigl aus offenkundig anti-
semitischen und antisozialistischen
Gründen abgelehnt hatte. Späth beurteil-
te am 19. April 1928 als Institutsvorstand
die Dissertation von Chargaff: „Der Ver-
fasser zeigt, dass bei der Einwirkung von
Jod auf das Silbersalz des Saccharins
Jodsilber entsteht, wenn als Lösungsmit-
tel Stoffe in Betracht kommen, welche
Jod mit brauner Farbe lösen, während in
Flüssigkeiten, in denen Jod mit violetter
Farbe löslich ist, zumeist keine merkli-
che Umsetzung erfolgt. Bei stattgefunde-
ner Reaktion entsteht wahrscheinlich als
Zwischenprodukt ein am Stickstoff jo-
diertes Saccharin, das durch Hydrolyse
in Saccharin übergeht. Der Autor
schliesst aus den erhaltenen Versuchen,
dass Jod in braun lösenden Lösungsmit-
teln reaktionsfähiger ist als in violett lö-
senden. Ferner findet der Verfasser, dass
die von Raschig13 entdeckte Katalyse der
Einwirkung von Jod auf Azide durch Na-
triumthiosulfat auch durch lösliche und
unlösliche Metallsulfide und ferner
durch einige Typen von S-hältigen orga-
nischen Verbindungen bewerkstelligt
wird. Anschliessend wird auf die Ver-
wendung dieser Reaktion zur Lösung ei-
niger Probleme eingegangen. Die Arbeit
ist genügend zur Zulassung zu den stren-
gen Prüfungen.“14 Der vor seiner Emeri-
tierung stehende Rudolf Wegscheider
(1859–1935) stimmte dem zu.

Chargaff hat Chemie studiert, ohne
dass er von diesem Fach zuerst irgendei-

Erwin Chargaff, geboren am 11.
August 1905 als Kind des Her-
mann Chargaff (1870–1934) und

der Rosa geborene Silberstein
(1878–1943) in der damaligen Hauptstadt
des österreichisch-ungarischen Kronlan-
des Bukowina Czernowitz, kam erst mit
Beginn der Mittelschule nach Wien.1
Dorthin war Hermann Chargaff, der in
Czernowitz 1910 seine eigene kleine
Bank hatte liquidieren müssen und auch
sonst kein Glück mit diversen Finanzge-
schäften hatte, mit seiner Familie – 1910
war eine Tochter geboren – wegen der
Kriegsereignisse im Herbst 1914 übersie-
delt.2 Im Adressbuch 1923 wird er als
Prokurist der Anglo-Bank mit Wohnung
im III. Bezirk, Wassergasse 14 genannt.3
Rosa Chargaff wurde von den Nazis 1942
aus ihrer Wohnung verjagt und im April
1943 nach Polen deportiert, wo sie um-
kam. Bemühungen ihres schon in den
USA lebenden Sohnes, ihre Ausreise zu
ermöglichen, waren gescheitert: „Ein
Schurke von einem Wiener Arzt und ein
herzloser amerikanischer Konsul hinder-
ten sie mit vereinten Kräften daran, vor
Kriegsausbruch zu mir nach New York
zu kommen“.4 Im Rückblick erachtet Er-
win Chargaff Wien als seine „Heimat-
stadt“: „Jedenfalls ist es Wien, wo mein
Vater begraben liegt, und aus Wien ha-
ben sie meine Mutter weggeschleppt.“5

WWiieenneerr SSttaarrttbbeeddiinngguunnggeenn ffüürr
eeiinnee iinntteelllleekkttuueellllee VViittaa

Erwin Chargaff hatte einen gutbürger-
lichen Hintergrund, er hatte warmherzige
Eltern, die ihm eine anregende und ver-
hältnismäßig sorgenfreie Entwicklung
ermöglichten. 1915 trat er in das Währin-
ger Gymnasium ein und maturierte 1923
mit Auszeichnung am Bundesgymnasi-
um Wien IX. (Wasagymnasium). Die jü-
dische Religion spielte in seiner Familie
keine Rolle, Erwin Chargaff unter-
streicht, dass er nie in einer Synagoge
gewesen sei und: „ich habe nie einer Re-
ligion angehört“.6 Er wurde also erst
durch den rassistischen Antisemitismus
und die Nazigesetze wirklich zum „Ju-
den“. Chargaff war ein leicht lernender
Schüler und rasch im Begreifen. Die
Vorlesungen von Karl Kraus
(1874–1936), die für eine kleine Schicht
von Wiener intellektuellen Jugendlichen
„Kult“ – Charakter hatten – es gab ja

noch keine Manipulation durch das Fern-
sehen etc. – wurden vom Schüler Char-
gaff regelmäßig besucht, sie übten auf
ihn einen prägenden Einfluss aus: „Nie-
mand hat einen größeren Einfluß auf die
Jahre meines Wachsens gehabt; seine
ethischen Lehren, seine Vision der
Menschheit, der Sprache, der Dichtung
hat mein Herz niemals verlassen.“7 Viel
Interesse an der Naturwissenschaft exi-
stierte in diesem Milieu nicht, man
wandte sich der Literatur und Kunst zu.
Seine Sammlung von mehr als hundert
Programmblättern der Kraus-Abende
oder -Nachmittage war samt seinen
Büchern nach der Vertreibung der Mut-
ter aus der Wiener Wohnung von den
echten Wienern geplündert worden. In
seinen Erinnerungen kommt Chargaff
auf Kraus in ungebrochener Verehrung
für diesen ausführlich zu sprechen, sein
eigener Kulturpessimismus und Indivi-
dualismus wird ein Spiegelbild von
Kraus. Durch Kraus hatte Chargaff auch
die Gesellschaftskritik von Johann
Nepomuk Nestroy (1801–1862) schätzen
gelernt. Mit seinem besten Freund Albert
Fuchs (1905–1946), von dem das so an-
regende Buch „Geistige Strömungen in
Österreich 1867–1918“ stammt8, disku-
tierte er endlos über das Schreiben.9
Fuchs, aus der Emigration nach Wien
zurückgekehrt, bedauerte in seinem letz-
ten, unterm 17. August 1946 datierten
Brief an den schon seit vielen Jahren in
den USA arbeitenden Chargaff, dass die-
ser nicht in Wien sei, „das Ganze wäre
lustiger, wenn wir zusammenarbeiten
könnten. Komm wenigstens bald auf Be-
such!“10 Zuvor hatte er ein paar Anmer-
kungen über das durch die Nazizeit verö-
dete Wiener Kulturleben gemacht, das
müsse er als „einen großen Misthaufen
bezeichnen“: „Man merkt, dass die Ju-
den weg sind“, und in Anspielung an die
gemeinsame Bewunderung der Gramma-
tikdisziplin von Kraus schreibt er, dass
„berühmte Schriftsteller glauben, dass
die Apposition immer im Dativ steht“.
Der frühe Tod von Fuchs am 29. Novem-
ber 1946 hat Chargaff gewiss nicht er-
muntert, an eine Rückkehr nach Wien
überhaupt zu denken.

Mit dem Studienjahr 1923/24 inskri-
bierte Chargaff an der Technischen
Hochschule Chemie, wechselte mit dem
Wintersemester 1924/25 dann aber doch
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in die USA ausreisen, wo ihn der Bioche-
miker Hans T. Clarke (1887–1972) an
der Columbia aufnahm. 1933, schon in
Paris, hatte der 28-jährige Chargaff für
das von Emil Abderhalden (1877–1950)
herausgegebene Handbuch der biologi-
schen Arbeitsmethoden die Zusammen-
fassung der „Methoden zur Untersuchung
der chemischen Zusammensetzung von
Bakterien“ geschrieben.19

Chargaff gehörte in den USA, zuletzt
in New York, bald zur ersten Garnitur
seines Faches und half an vorderster
Front mit, die Grundlagen für die heutige
Genforschung zu schaffen. In den Wür-
digungen der Nobelpreisträger Francis
Crick (1916–2004) und James Watson
(*1928) für deren Entdeckung der Dop-
pelhelix – Struktur der DNS werden die
dieser Entdeckung vorausgegangenen
und ihr bahnbrechenden experimentellen
Arbeiten von Chargaff meist verschwie-
gen. Auch der Wiener Physiker Anton
Zeilinger erwähnt seinen Namen nicht,
wenn er auf Crick und Watson zu spre-
chen kommt, wohl aber, dass beide vom
Büchlein „What is Life? The Physical
Aspect of the Living Cell. Based on lec-
tures delivered under the auspices of the
Institute at Trinity College, Dublin, in
February 1943“ (Cambridge at the Uni-
versity Press 1945) des Wiener Nobel-
preisträgers Erwin Schrödinger
(1887–1961) inspiriert worden sind.20

Diese Schrift von Schrödinger zählt zu
den Klassikern der Wissenschaft des 20.
Jahrhunderts und hat mit ihren Passagen
über die Chromosome Chargaff21 und
die Anfänge der Molekularbiologie sti-
muliert. Auf Schrödinger hat im übrigen
der von Chargaff verehrte Heraklit mit
seiner Vorstellung, „dass diese Welt uns
allen gemeinsam ist, oder, richtiger ge-
sagt, allen wachen, geistig Gesunden“,
besonderen Eindruck gemacht.22

BBrriieeffwweecchhsseell mmiitt EEnnggeellbbeerrtt BBrrooddaa
Obschon Chargaff nach der Befreiung

Österreichs zu den innovativsten öster-
reichischen Wissenschaftlern im Aus-
land zählte, war sein Name in öster-
reichischen Emigrantenkreisen weniger
bekannt. Die Molekularbiologie war ein
noch sehr junges Gebiet. Engelbert Bro-
da (1910–1983), der 1945 in Großbri-
tannien versuchte hatte, exilierte öster-
reichische Spitzenwissenschaftler zur
Unterstützung der danieder liegenden
österreichischen Wissenschaft zu gewin-
nen, war Chargaff zuerst offenkundig
nicht bekannt gewesen, jedenfalls per-
sönlich nicht, in der Korrespondenz mit
Feigl wurde Chargaff, was nahe liegend

ne konkrete Vorstellung gehabt hatte.
Die alten österreichischen Gymnasien
hatten so gut wie keinen Chemieunter-
richt. Es war seine Neugier an der Natur-
wissenschaft insgesamt, nicht zuletzt
hatte ein Onkel von ihm eine Alkoholraf-
finerie, die eine Anstellung in Aussicht
gestellt hat. Als Student wohnte er bei ei-
ner Tante im I. Bezirk, Börseplatz 6, weil
in der elterlichen Wohnung seine Mutter
wegen der finanziell angespannten Situa-
tion Zimmer vermieten musste. Die Aus-
bildung an der Wiener Chemie beurteilt
Chargaff im Nachhinein wenig günstig,
er meint, er habe von seinen Lehrern
„nicht viel“ gelernt.15 Feigl, der wegen
seiner mikrochemische Arbeiten (Tüp-
felanalyse) zu dieser Zeit schon einen
hervorragenden Ruf hatte, habe er bloß
gewählt, weil bekannt gewesen sei, dass
dessen Probleme „weder viel Zeit noch
viel Geld erforderten“. Feigl, der von
den Nazis aus Wien vertrieben wurde
und in Brasilien sich eine angesehene
Position wieder aufbauen hatte können,
veröffentlichte mit Chargaff 1928 zwei
mit der Dissertation zusammenhängende
Arbeiten, der Kontakt zwischen beiden
brach dann ab. Chargaff unterstellt Feigl,
er habe seinen Wohlstand indirekt durch
seine Zugehörigkeit zur Sozialdemokra-
tie erlangt, „denn in Wien herrschten die
Sozialdemokraten“.16 Autobiographen
überzeichnen eben ihren Individualismus
und ihre Originalität. Während seiner
Studentenjahre hatte Chargaff die Ereig-
nisse rund um den Justizpalastbrand, ein
„Werk des eisernen Prälaten“, aber auch
„das parlamentarische Geschwätz“ der
österreichischen Sozialdemokratie er-
lebt.17 Chargaff blieb in der Wissen-
schaft, er entschied sich, unterstützt
durch ein Stipendium, an die Yale Uni-
versity zu gehen. Die notwendigen Eng-
lischkenntnisse hatte er schon recht gut
bei zwei älteren Damen aus Cambridge in
Wien gelernt, die dort eine kleine Sprach-
schule unterhielten. Im September 1930
ging er nach einem Zwischenstopp in Wi-
en, inzwischen mit der Studentin Vera
Broido (+1995) verheiratet, nach Berlin
an das Hygieneinstitut. Die Option, an
ein Moskauer Institut zu gehen, hatte
Chargaff rasch verworfen. Es waren nicht
die politischen Verhältnisse in Wien18,
sondern vielmehr die tristen ökonomi-
schen Bedingungen für die Wissenschaft,
die Chargaff zu diesen Schritt veranlasst
haben. Im April 1933 musste er Berlin
fluchtartig in Richtung Paris verlassen,
wo er, inzwischen als Bakterienchemiker
profiliert, eine Anstellung am Institut
Pasteur fand. Ende April 1934 konnte er
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gewesen wäre, nicht genannt.23 In seinen
späteren wissenschaftshistorischen Ar-
beiten über die Entwicklung der Natur-
wissenschaften in Österreich nennt Bro-
da dann Chargaff an prominenter Stelle,
so 1971 in seinem historischen Rück-
blick „Biophysik in Österreich“ mit dem
Bemerken, dass „dessen Arbeiten über
DNS am Eingang der Molekularbiologie
stehen, wenn er auch dieses Gebiet kri-
tisch betrachtet“.24 Chargaff selbst hatte
offenkundig kein Interesse, an der Re-
konstruktion der österreichischen Wis-
senschaft mitzuwirken. Die US-Ameri-
kaner hätten es wohl zu verhindern ge-
wusst, dass Chargaff mit seinem Wissen
nach Wien, wo die Sowjets waren,
zurückkehrt. Sie hatten die Übersied-
lung von Richard Kuhn (1900–1967)
aus Heidelberg nach Wien deswegen un-
terbunden.25 Wann der Wiener Bioche-
miker Otto Hoffmann-Ostenhof
(1914–1992), 1944/45 Mitglied der Wi-
derstandsgruppe am I. Chemischen In-
stitut, mit Chargaff in näheren Kontakt
gekommen ist, ist vorerst noch nicht im
Detail bekannt. Hoffmann-Ostenhof hat
die Ernennung von Chargaff zum Ho-
norarprofessor der Universität Wien am
2. Jänner 1975 betrieben. Zu dieser Zeit
war Chargaff in Wien natürlich schon
wieder persönlich bekannt und gern ge-
sehener Gast. Anfang der 1970er Jahre
scheint Chargaff sogar überlegt zu ha-
ben, ganz nach Wien heimzukehren. Da
war die klassische Periode der Molekul-
arbiologie, die Chargaff mitgeprägt hat,
allerdings schon zu Ende. 

Am 30. Juni 1975 schreibt Chargaff
mit Briefkopf der Columbia University,
College of Physicians & Surgeons, De-
partment of Biochemistry, Cell Chemi-
stry Laboratory, New York N. Y. 10032,
an Broda:26 „[…] es war sehr freundlich
von Ihnen, mir zu schreiben und mir das
Seminarprogramm zu schicken, welches
vielversprechend ausschaut. Ich möchte
mich gern an diesem Seminar beteiligen;
aber was ich auf Ihre Einladung antwor-
ten soll, weiss ich nicht recht. Was hat
Ihnen die Idee gegeben, dass ich näch-
stes Jahr in Wien sein werde?

Die Sache steht nämlich so. Als ich im
Oktober 1973 zuletzt in Wien war, habe
ich gehofft, dass die Regierung mir hel-
fen wird, eine erschwingliche grosse
Wohnung zu finden. Demgemäss
schrieb ich im Jänner 1974 an die Mini-
sterin – ich habe aus Gründen, die in der
Berggasse erforscht worden sind27, ihren
Namen verdrängt28 – wurde aber keiner
Antwort gewürdigt. Darauf habe ich das
ganze ad acta gelegt.
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Vor paar Monaten erhielt ich dann
plötzlich ein Anstellungsdekret als Ho-
norarprofessor der Wiener Universität,
weiss aber jetzt nicht, was ich damit an-
fangen soll. Ich hatte mich schon fast
entschlossen, in New York zu bleiben,
da mir ein Forschungslabor angeboten
wurde, das mir auch noch etwas extra
Geld einbringen würde. Anfang Oktober
muss ich mich endgültig entscheiden, da
ich zu dieser Zeit mein altes schönes La-
bor in Columbia werde räumen müssen.
Den Gedanken an einen ständigen Auf-
enthalt in Wien habe ich keineswegs be-
graben; nur müsste da ‚dem Greis vom
Dach heruntergeholfen‘ werden.

Es bliebe also nur die Möglichkeit,
dass ich fallweise nach Wien komme,
um ein paar Vorträge zu halten. Da wir
am 3. Juli ohnedies, wie jedes Jahr, in die
Schweiz fahren (meine Adresse vom
15.7. bis 31.8. ist: Park Hotel, CH – 3823
Wengen) hatte ich gehofft, nachher nach
Wien kommen zu können. Nun ist da et-
was dazwischengekommen: mir wurde
nämlich lächerlicherweise die National
Medal of Science verliehen; und ich
muss anfangs September im White Hou-
se erscheinen, um sie aus den Händen
des Präsidenten entgegenzunehmen.
Wann und ob ich nach Oesterreich kom-
men kann, ist demnach ungewiss gewor-
den. An sich täte ich es sehr gern. Ich er-
innere mich mit Vergnügen an meinen
Vortrag im Oktober 1973.

An Themen würde es nicht hapern,
z.B.: 1) Einige naive Betrachtungen über
Reduktion in der Biologie. – 2) Das gros-
se Dilemma der biologischen Wissen-
schaften. – 3) Ueber den Einfluss der
Biochemie auf die Genetik. – 4) Einiges,
das ich weiss, und vieles was ich nicht
weiss. (Das ist ein Potpourri über Gott
und die Welt und die Biochemie.) – usw.

Ich würde mich freuen, wenn Sie mir
wieder schreiben würden. Ich habe in der
letzten Zeit viel allgemeines Zeug ge-
schrieben. Sobald ich Separata habe,
schicke ich sie Ihnen. […].“

Am 26. September 1975 meldet sich
Chargaff bei Broda nochmals: „[…]
Gemäss meinem Versprechen habe ich
vor kurzem gleich nach meiner Rückkehr
nach New York einige Sonderdrucke an
Sie abgeschickt. Diese handeln aussch-
liesslich von allgemeinen Themen und
geben Ihnen vielleicht einen warnenden
Geschmack davon, wie meine Seminare
aussehen würden. Mit speziellem Zeug,
das ich hier und da publiziere, wollte ich
sie gar nicht erst belästigen.“

Ich möchte es gern möglich machen,
nächste Frühjahr für einige Wochen nach

Frau im vergangenen Jahr mussten wir
unseren für den Sommer geplanten Be-
such in Wien absagen. Ob wir dieses
Jahr kommen können, ist noch ungewiss.

Ihre Aufsätze haben mich wirklich
sehr interessiert, denn sie sind in einem
Ton der Anständigkeit geschrieben, den
man mitten im amerikanischen wissen-
schaftlichen Alltag fast schon vergessen
hat. Natürlich gibt es in Amerika mehr
Gegner des atomaren Wachstums als ir-
gendwo sonst, aber die wirklichen Wis-
senschaftler, mit wenigen löblichen Aus-
nahmen, verhalten sich auffallend still;
teils weil sie sonst kein Geld für ihre
Forschung kriegen, teils weil hier die
meisten Angst davor haben, sich in einer
Minorität zu befinden. Was Sie vorschla-
gen, ist so vernünftig, dass es wenig
Chancen hat durchgeführt zu werden.

Dass Sie mein Buch schon gesehen ha-
ben, hat mich wirklich überrascht. Ich
hatte den Eindruck, dass es noch kaum
über das Tor des Verlagslagerhauses hin-
ausgekommen ist. Das leidige Buch gibt
mir noch immer zu schaffen, denn ich
bin jetzt mit der etwas veränderten deut-
schen Fassung beschäftigt, die angeblich
und hoffentlich im Herbst bei Klett er-
scheinen soll. […] P. S. Hoffentlich geht
es Ihnen gesundheitlich wieder gut. Ich

Wien zu kom-
men und derart
meinen ‚Hono-
rar‘ – Verpflich-
tungen zu ent-
sprechen, weiss
aber noch nicht,
ob ich es machen
kann. Ich bin ge-
rade dabei, die
Möglichkeit ei-
ner Übersiedlung
meines Labora-
toriums an einen
anderen Platz in
New York zu un-
tersuchen, und
wenn man wie-
der in Ketten ist,
so bleibt man in
Ketten. […].“

Chargaff konn-
te sein Cell Che-
mistry Labora-
tory tatsächlich
vom Department
of Biochemistry
an der Columbia
University in
New York an das
dortige Roose-
velt Hospital
(428 West 59th Street, N. Y. 10019) ver-
legen, weshalb er seine Wien Pläne nicht
weiter verfolgte. Der Kontakt von Char-
gaff zu Broda und Wien lockerte sich
wieder. Broda hat nach 1945 immer wie-
der versucht, die existentielle Bedrohung
der Menschheit durch einen Krieg mit
Kernwaffen im öffentlichen Bewusstsein
präsent zu halten und die Notwendigkeit
von Friedensbemühungen aus wissen-
schaftlicher Sicht zu unterstreichen. In
den siebziger Jahren griff er auch in die
Debatte zur Verhinderung schädlicher
Anwendungen von Wissenschaft und
Technik ein und engagierte sich zu spe-
zifisch österreichischen Problemen wie
zur Erhaltung der Kulturlandschaft
Wachau oder zur friedlichen Nutzung
der Kernenergie (Zwentendorf).29 Broda
sah in diesen bestimmten Bereichen in
Chargaff einen potentiellen Bündnispart-
ner und nahm mit ihm wieder Kontakt
auf. Chargaff antwortet am 16.1.1979
mit offiziellem Briefkopf der neuen La-
boratoriumsadresse, aber schon unter
Angabe seiner Privatadresse: 350 Cen-
tral Park West, New York, N. Y. 10025:
„[…] Ihr Lebenszeichen habe ich mit
Freuden empfangen. Wir haben uns
schon sehr lange nicht gesehen, denn in-
folge einer schweren Erkrankung meiner
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schicke Ihnen mit gewöhnlicher Post
meine zwei letzten deutsch geschriebe-
nen Aufsätze.“

Broda, der sich, wie nicht nur aus sei-
ner Biographie von Ludwig Boltzmann30

deutlich wird, für die Lebensgeschichte
von österreichischen Naturwissenschaft-
ler sehr interessiert hat, dürfte die zuerst
in den USA in Erinnerung an einen der
Begründer der Dialektik benannten Au-
tobiographie von Chargaff „Heraclitean
fire: sketsches from a life before nature“
angekündigt gesehen haben, die dann in
deutsch herauskam.31 Heraklit von Ephe-
sos (um 550–480 v. u. Z.), der im Feuer
das Grundelement der Welt sieht, hat als
erster abendländischer Denker auf das
Problem der inneren Gegensätzlichkeit
oder des Selbstwiderspruchs in ein und
derselben Sache aufmerksam gemacht.32

Er hat auch vor dem Glauben an bloße
Wörter gewarnt, an Wörter mit einem
Scheinsinn,33 woran Chargaff bei der
Wahl des Titels vielleicht mit gedacht
hat. Broda sandte Chargaff ein paar Arti-
kel zu Fragen des Atomkrieges zu, wor-
auf Chargaff am 4. Mai 1979 antwortet:
„[…] Herzlichen Dank für die Abdrucke
Ihrer Artikel über Atomkrieg und ähnli-
che nette Dinge. Ich habe die Aufsätze,
die wahrscheinlich mit der Pugwash-
Konferenz zusammenhängen, mit dem
grössten Interesse gelesen. Wie ich Ihnen
schon früher gesagt habe, gefällt mir Ihre
menschliche Art, die Probleme zu erör-
tern, sehr gut.

Ich habe es fast aufgegeben, mich über
die grausigen Neuigkeiten zu informie-
ren, denn ich bin völlig hoffnungslos.
Langsam aber sicher geht es irgendei-
nem Ende zu; nicht, weil die Menschen
es wollen, sondern weil der Zusammen-
hang zwischen ihnen und den ‚regieren-
den Schichten‘ gänzlich unterbrochen
ist. Natürlich sind auch die Regierenden
selbst Marionetten, die an Drähten hän-
gen, von denen ich nicht sagen kann, wer
sie bewegt, es sei denn der Teufel.

Übrigens hoffen meine Frau und ich
von 5.–26. Juni in Wien zu sein, da die
Österreichische Gesellschaft für Literatur
uns eine Wohnung angeboten hat. […]
Hoffentlich können wir uns treffen. […].“

Broda lud Chargaff natürlich sofort zu
einem Vortrag ins Chemiegebäude ein,
der am 22. Juni 1979 „über den gegen-
wärtigen Stand der reinen Naturfor-
schung“ stattfand. Broda war als Marxist
im Prinzip Optimist in Hinsicht auf den
Fortschritt der Menschheit, weshalb er
den auf die Spitze getriebenen und
Hilflosigkeit signalisierenden Skeptizis-
mus von Chargaff nicht teilen wollte.

Mit viel Sympathie, aber doch eindeuti-
ger Kritik schreibt er am 16. Juli 1979 an
den nach den USA zurückgekehrten
Chargaff: „[…] Hoffentlich haben Sie
und Ihre Frau in Europa noch eine gute
Zeit gehabt. Ich habe mich sehr gefreut,
Sie wieder getroffen zu haben und ich
kann Ihnen berichten, daß Ihr Vortrag
allgemein außerordentlich interessiert
und Denkprozesse in Bewegung gesetzt
hat. Nochmals vielen herzlichen Dank
für Ihre Bereitschaft, bei uns zu reden.

Wie Sie wissen, habe auch ich viel
Sympathie für Ihre Vorstellungen und
Ihre Kritik am Wissenschaftsbetrieb.
Auch mir war Ihr Vortrag sehr wichtig.
Allerdings gestehe ich, daß ich auch bei
Ihnen, ebenso wie bei dem von mir ver-
ehrten Karl Kraus, doch ein Bedauern
fühle, daß konstruktive und auf die Zu-
kunft gerichtete Ideen nicht zu Ihrem
Recht kommen.

Mehr will ich gegenwärtig nicht sagen.
Ich hätte natürlich als Vorsitzender auch
mit meinen eigenen Anschauungen ein-
greifen können, doch wollte ich dies
nicht. Da wir am nächsten Morgen auf
unseren Laborausflug gefahren sind, der
übrigens sehr schön abgelaufen ist, war
dann auch keine Gelegenheit mehr zu ei-
nem weiteren Gespräch. Jedoch hoffe ich
außerordentlich, daß wir uns bald wieder
treffen können. […].“

Am 26. September 1979 antwortet
Chargaff mit privatem Briefkopf: „[…]
Ihr Brief vom 16.7., den Sie an meine
Wohnung in New York richteten, ist dort
herumgelegen bis zu unserer Rückkehr
vorgestern aus Europa, wo wir uns mehr
als 3 ½ Monate aufhielten. Wir waren
lange Zeit in der Schweiz und dann noch
in Paris, und ganz am Ende musste ich
nach Bonn, da der Forschungsminister
mich zu einer ‚Anhörung über Gentech-
nologie‘ einlud. Dort hatte ich Gelegen-
heit, meine Meinung über die geplante
widerliche Herumpanscherei mit Genen
usw. zu sagen.

Bitte entschuldigen Sie also die Verzö-
gerung, mit der ich auf Ihren antworte.
Uns hat es dieses Mal in Wien besser ge-
fallen als je zuvor; und auch was meinen
Vortrag anbetrifft, kann ich nur sagen,
dass ich einen sehr günstigen Eindruck
von der Aufnahmebereitschaft und Intel-
ligenz des Publikums mitnahm. Natürlich
sind Naturforscher nicht daran gewöhnt,
einer so kritischen Betrachtung der Wis-
senschaft aus ihren eigenen Reihen zu
begegnen. Aber sie werden sich daran
gewöhnen müssen, denn ich sage voraus,
dass die glückliche Beziehung zwischen
Naturwissenschaft und der Bevölkerung

ihrem Ende entgegengeht. […].“
Schade, dass es zwischen Chargaff und

Broda es zu keinen weiterführenden Ge-
sprächen gekommen ist. Als der Autor
Chargaff seine mit Peter Goller verfasste,
von der Zentralbibliothek für Physik in
Wien herausgegebene Schrift über Engel-
bert Broda34 zusandte, antwortet dieser
(18.2.1994): „[…] bitte empfangen Sie
meinen herzlichen Dank für die Mono-
graphie über Engelbert Broda. Ich habe
ihn leider nicht intim gekannt, und auch
das nur in seinen viel zu früh gekomme-
nen letzten Jahren. Aber aus Ihrem Text
tritt seine warme und so sympathische
Persönlichkeit sehr klar hervor. […].“

ÖÖsstteerrrreeiicchhiisscchheess EEhhrreennzzeeiicchheenn
ffüürr WWiisssseennsscchhaafftt uunndd KKuunnsstt

Die Kreativität von Chargaff verlager-
te sich seit den 1970er Jahren von der
Molekularbiologie hin zur Publizistik
scharfer Wissenschaftskritik und zu hi-
storischen und literarischen Essays, die
außergewöhnlich lebhaft geschrieben
sind. Chargaff verlässt sein Fachgebiet
und betrat unsicheres Terrain. Es ist
nicht ungewöhnlich, dass hervorragende
Naturwissenschaftler, wenn sie ihr Spe-
zialgebiet verlassen, den Boden der Ra-
tionalität verlieren. Bekannt sind die irra-
tionalen Berechnungen des Weltunter-
ganges durch Isaac Newton
(1643–1727). Chargaff selbst meint,
„daß für den Naturforscher die Philoso-
phie eine der Gefahren des Altwerdens
darstellt“.35 Solche Aussagen dürfen al-
lerdings nicht dazu verführen, die von
Speziallehrkanzeln der Universitäten im
Interesse der kapitalistischen Herrschaft
in den Medien zuhauf angebotene Lum-
penphilosophie einschließlich ihrer poli-
tikwissenschaftlichen oder theologischen
Sektionen als Expertenwissen zu mysti-
fizieren. Es kann also nur nützlich sein,
wenn Naturwissenschaftler lernen, selbst
kulturwissenschaftlich philosophische
Reflexionen anzustellen und zu verbrei-
ten. Universitäten wie die ETH Zürich
denken derzeit ambitioniert über die Im-
plantation einer entsprechenden Ausbil-
dung in den naturwissenschaftlichen und
technischen Studiengängen nach. 

Die Resonanz der in Bezug auf die
Entwicklung der Naturwissenschaften
moralisierenden, tendenziell auf Ver-
zicht auf Fortschritt hin zielenden Argu-
mentation von Chargaff in den Feuille-
tons der deutschsprachigen Presse hängt
mit den Ende der 1960er und Anfang der
1970er Jahre sich verschärfenden ökono-
mischen, politischen, geistigen und mo-
ralischen Krisenerscheinungen des Im-
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perialismus zusammen, welche nach an-
gepassten spätbürgerlichen Wertvorstel-
lungen verlangten. Die BRD-Wochen-
zeitung Die Zeit brachte in diesen Jahren
viele Artikel über die Orientierungskrise
in den Wissenschaften, über entfremdete
Vernunft und ähnliches Zeug.36 Die bür-
gerliche Klasse verkraftet solche Ausein-
andersetzungen, die den Boden des ratio-
nal-materialistischen Weltbildes verlas-
sen. Das zeigt nicht zuletzt die heute im
Verhältnis zu den 1970er und 1980er
Jahren wieder insgesamt positivere
Grundhaltung der bürgerlichen Gesell-
schaft gegenüber dem naturwissen-
schaftlich-technischen Fortschritt.

Der sozialdemokratische ORF-Redak-
teur und spätere Bundesminister für Ge-
sundheit und Umweltschutz Franz Kreu-
zer (*1929) lud Chargaff Ende 1980 zu
einem Gespräch ein.37 In Wien wurden
Überlegungen in Hinsicht auf eine Aus-
zeichnung für Chargaff angestellt. Das
gilt vor allem für den exklusiven Klub
der Träger des durch Bundesgesetz vom
25. Mai 1955 neu eingerichteten öster-
reichischen Ehrenzeichens, deren Ge-
samtzahl von 36 österreichischen Staats-
bürgern – je 18 für Wissenschaft und
Kunst – und 36 ausländischen Besitzern
nicht überschritten werden darf.38 Das
Zeremoniell der Aufnahmeverfahren in
diesen Orden war, wie bei allen Orden,
natürlich sehr anstrengend.39 Das Ehren-
zeichen greift auf Vorbilder in der Ge-
schichte zurück und sollte an Personen
des In- und Auslandes verliehen werden,
„die sich durch besonders hochstehende
schöpferische Leistungen auf dem Ge-
biet der Wissenschaft oder Kunst allge-
meine Anerkennung und einen hervorra-
genden Namen erworben haben“. Als
das ausländische Mitglied Kurth Mothes
(1900–1983), der ein Pionier der Unter-
suchung von pflanzenphysiologischen
Problemen mit biochemischen Methoden
war, in der DDR verstorben war, wurde
in der Kurie Wissenschaft über eine
Nachbesetzung diskutiert. Der Bioche-
miker Hans Tuppy (*1924), Mitglied der
Kurie Wissenschaft seit 1975, brachte in
der Sitzung vom 10.3.1983 ohne förmli-
che Antragstellung zwei Forscher aus
seinem Fachgebiet für die Nachwahl zur
Diskussion, „die zweifellos sehr bedeu-
tend sind und beide aus Österreich stam-
men: Chargaff und [Hans] Neurath
[1909–2002]“. Tuppy verfolgte diesen
Vorschlag nicht weiter, weil mit den bei-
den Nobelpreisträgern Adolf Butenandt
(1903–1995) und Carl Cori (1896–1984)
schon zwei Biochemiker Mitglieder der
Auslandskurie Wissenschaft waren.

Nach dem Ableben von Cori brachte der
Chemiker Hans Nowotny (1911–1996),
Kurienmitglied seit 1978, Chargaff wie-
der ins Gespräch, dann auch Linus Pau-
ling (1901–1994), der Kurienvorsitzende
und Physikalische Chemiker Otto Kratky
(1902–1995), Kurienmitglied seit 1964,
dachte an den Organischen Chemiker
Heinz A. Staab (*1926). Viktor Frankl
(1905–1997), Kurienmitglied seit 1981,
bot sich in der Sitzung vom 27. Mai 1988
an, einen in der Zeitschrift Parnass er-
schienenen Artikel über Chargaff zur
Verfügung zu stellen, der dann auch bei
der Aussendung des Protokolls in Kopie
mitgegeben wurde.40 Dort ist eine
grundsätzliche Aussage von Chargaff zu
lesen, die auf die später diskutierte wis-
senschaftliche Haltung von Chargaff
aufmerksam macht: „Aber die lyrische,
die religiöse, die numinose Betrachtung
der Natur und des Lebens halte ich noch
immer für die richtigere. Ich will nicht
für die Authenzitität der Schöpfungsge-
schichte in der ‚Genesis‘ einstehen, es
war ja niemand dabei, aber sie ist doch
eher ein Abbild dessen, was der Mensch
aus der Natur und dem Leben schöpfen
sollte, als die Analysen und Synthesen
der Naturwissenschaft. Wir sind dem Le-
ben in keine Weise nähergekommen, und
ich glaube auch nicht, daß man jemals
durch Laboratoriumsforschungen zu ei-
nem Verständnis dessen kommen wird,
was Leben ist.“41 Was für ein Unter-
schied zu der wissenschaftlichen Auffas-
sung seines Nobelpreiskonkurrenten
Francis Crick! Dieser wollte mit seinen
Forschungen direkt eine Alternative zu
religiösen Erklärungen des Lebens an-
bieten und hat die religiöse Weltanschau-
ung als unangemessen für rational den-
kende Menschen erachtet. Christof Koch,
Professor of Computation and Neural Sy-
stems am California Institute of Techno-
logy in Pasadena, meint, dass dieses Den-
ken „möglicherweise sogar die treibende
Kraft“ von Crick gewesen sei.42

Die Kurie Wissenschaft stand einer
Wahl von Chargaff sympathisch gegenü-
ber und es wurde Nowotny gebeten, ei-
nen Aufnahmeantrag zu erstellen (Proto-
koll vom 27. Juni 1988). Es müsse noch
festgestellt werden, ob dieser noch die
österreichische Staatsbürgerschaft besit-
ze. Ein in der Wochenzeitung Die Zeit
am 13. Mai 1988 abgedrucktes Interview
mit Chargaff, das der Kurienvorsitzende
Kratky vom Sprachwissenschaftler und
Kurienmitglied (seit 1986) Manfred
Mayrhofer (*1926) Mitte August 1988
zur Kenntnis erhalten hat, gab diesem
Anlass, an die Mitglieder der Kurie am

29.8.1988 einen besorgten Brief zu
schreiben: „Es ist keine Frage, daß die
Meinungen Chargaffs – man mag ihnen
zustimmen oder nicht – zu Diskussionen
führen werden, an denen Vertreter der
Wissenschaft, der Industrie und der Poli-
tik beteiligt sind. Diese Diskussionen
werden unsere Kurie oft vor die Aufgabe
einer Meinungsäußerung stellen. Die
vorauszusehenden Auseinandersetzun-
gen sind sicher nicht nur erfreulich so
daß ich der Meinung bin, wir müßten die
Aufnahme sehr ernst diskutieren“. Char-
gaff hat sich im Zeit-Interview zu Fragen
der Wissenschaftsentwicklung in seltsa-
mer Dialektik ebenso falsch wie richtig
geäußert. Völlig richtig in Hinsicht auf
die konkretisierte Feststellung, dass al-
les, was im Kapitalismus Geld bringt,
tatsächlich gemacht wird, also auch die
Naturwissenschaften in vielen Bereichen
wie in der Gen- oder Kernenergiefor-
schung den Gesetzen des Kapitalismus
unterworfen sind. Er dachte auch, „in ei-
ner ordentlichen Gesellschaft könnte fast
alles getan werden, denn man würde
nichts tun, was nicht getan werden soll“.
Wie Karl Kraus lässt Chargaff in seinen
Formulierungen das nackte Interesse er-
kennen: „Ich glaube, es gibt neue Staa-
ten. Ich glaube, Nestlé ist ein Staat, und
nicht mehr eine Schweizer Gesellschaft
… Dabei ist Nestlé nicht mal der ärgste
Vertreter, Ciba oder Hoechst sind wahr-
scheinlich ärger. Andere sind wahr-
scheinlich ärger. Das sind alles unüber-
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schaubare Länder, in denen es keine De-
mokratie gibt, keine Wahl, nichts – und
die eigentlich die Staaten herumschie-
ben, zum Teil durch Erpressung, zum
Teil durch Lobbies, indem sie sagen:
‚Wenn Du es uns nicht tun lässt, ziehen
wir einfach nach Thailand, und dort wer-
den wir es machen‘. Man sagt immer,
vor dem Terrorismus darf man nicht
zurückweichen. Aber das ist ein viel är-
gerer Terrorismus als irgendeiner, und
der wird Tag und Nacht geübt in allen
Ländern.“ Die Analyse von kapitalisti-
schen Forschungsbedingungen lässt
Chargaff verzweifeln, er kommt in Be-
zug auf Kernenergie und Gentechnik
nicht zu einem sowohl (Forschung) – als
auch (Kontrolle), sondern zu einem ent-
weder (Verbot) – oder (Untergang). In
Verkennung des vom globalisierten Ka-
pital verursachten Massenelends will er
beide Schlüsselbereiche sogar mit der
Begründung verbieten lassen, er sei „ge-
gen die Abschaffung des menschlichen
Schicksals“. Ganz anders dachte im sel-
ben Jahrzehnt der damalige Präsident der
Weltförderation der Wissenschaftler Je-
an-Marie Legay, Biometriker und Ent-
wicklungsbiologe an der Universität Ly-
on, der aufgrund der wachsenden Beein-
flussung des wissenschaftlichen Lebens
durch die transnationalen Gesellschaften
zu konstruktiven und diskutierbaren
Vorschlägen kommt, wie sich die Wis-
senschaft selbst organisieren könnte, um
die Hoffnungen der Menschheit, die sie
in die Wissenschaft setzt, erfüllen zu
können.43 Analog Legay meint heute der
schweizerische Chemiker und Nobel-
preisträger Richard Ernst (*1933), dass
es eine überlebenswichtige Aufgabe ist,
neuartige Modelle für unsere Zukunft zu
entwickeln: „Unsere wohl wichtigste
Aufgabe ist die Planung unserer globa-
len Zukunft ganz allgemein. Die momen-
tane Entwicklung ist nicht sehr erfreu-

Genforschung schon viele monogeneti-
sche Erkrankungen verstanden, bei de-
nen ein einziges defektes Gen die Ursa-
che ist. Genetische Fehler der Tumorzel-
len können festgestellt und für Therapie-
ansätze genutzt werden. Die Forschun-
gen für die an polygenetischen Erkran-
kungen entscheidenden Gene sind noch
nicht so weit gediehen. Poppers scharfe
Ablehnung von Chargaff demonstriert
aber auch seine eigene Unterschätzung
der von Chargaff angesprochenen und
tatsächlich bestehenden praktischen und
objektiven Beeinflussungen der Wissen-
schaftsentwicklung. 

Die geisteswissenschaftlichen Mitglie-
der der Kurie neigten trotz der prominen-
ten Gegenstimmen der Aufnahme von
Chargaff zu. Der Romanist Max Kaser
(1906–1997), Kurienmitglied seit 1971,
gab schriftlich eine grundsätzliche Er-
klärung (24. September 1988): „Diese
Freiheit des Strebens nach Erkenntnis
und öffentliche Kundgabe ihrer Ergeb-
nisse ist fragwürdig geworden, seitdem
sich herausgestellt hat, daß manche die-
ser Erkenntnisse zu einer weittragenden
qualitativen Schädigung oder gar zu
möglicher Vernichtung der Menschheit
mißbraucht werden können. Da jedoch
Herr Chargaff nach seinen Äußerungen
gegenüber der ‚Zeit‘ diese Gefahren au-
genscheinlich in ihrer vollen Reichweite
erkannt hat und die darauf folgenden Be-
fürchtungen teilt, ohne freilich Auswege
nennen zu können, die auf allgemeine
Akzeptierung rechnen können, erschiene
es mir denkbar, daß sich die Kurie auf
die Frage beschränkt, ob die wissen-
schaftliche Forscherleistung, unabhängig
von jener Prinzipienfrage, als ausrei-
chend befunden werden kann, um die-
sem Gelehrten das Ehrenzeichen zuzu-
billigen. Was darüber hinausgeht, er-
scheint mir als ein Politikum, über das
wir uns nicht notwendig die Köpfe zu
zerbrechen brauchten. Doch wird man
auch darüber verschiedner Ansicht sein
können“. Mayrhofer schreibt, seine per-
sönliche Reaktion auf das Zeit-Interview
sei „übrigens stärker als bisher pro-Char-
gaff“, er würde aber jedem Wahlvor-
schlag beitreten, auf den sich die Natur-
wissenschaftler einigen. Auch der Neu-
rochirurg Fritz Heppner (*1917), Mit-
glied der Kurie seit 1984, sprach sich
schriftlich für die Aufnahme aus (10.
Oktober 1988): „Das, was in meinen Au-
gen unsere Kurie auszeichnet, ist einige
Distanz von allem, was im Publikum die
Gemüter erregen mag, d.h. Duldsamkeit
und Offenheit nach allen Richtungen.
Ähnlichkeiten mit dem Heiligen Offizi-

lich und wird vor allem von machtbeses-
senen Politikern und einer gewinnorien-
tierten Wirtschaft dominiert.“ Wissen-
schaftler müssten, so fordert Ernst, sich
mehr um den Kontakt mit der Öffentlich-
keit kümmern und sich in der Tagespoli-
tik engagieren.44

In der Kuriensitzung vom 25. Oktober
1988 wurde über die eventuelle Aufnah-
me von Chargaff ausführlich diskutiert.
Außer Streit war, dass Chargaff eine sehr
bedeutende Leistung für die Molekular-
biologie vollbracht hat, was die Aufnah-
me in die Kurie „zweifellos volle Be-
rechtigung geben würde“. Andererseits
wurde eingewendet, dass er sich über die
zwei speziellen Hoffnungsgebiete der
Forschung, Kernernergie und Gentech-
nik, in einer Weise geäußert habe, die
geeignet sei, „dem Ansehen unseres Or-
dens sehr zu schaden“. Zwei gewichtige
Stellungnahmen von Seiten der auswärti-
gen Kurienmitglieder Max Perutz
(1914–2002) und Karl Popper
(1902–1994) wurden vom Vorsitzenden
Kratky mitgeteilt: „Herr Chargaff hat
der Molekularbiologie und der ganzen
Naturwissenschaft durch seine negativen
Äusserungen und Verdrehungen der Tat-
sachen sehr geschadet. Die Media lieben
ihn, weil er die Naturwissenschaften an-
greift, aber unser Orden ist doch für,
nicht gegen die Wissenschaft“ – so Pe-
rutz am 20. Oktober 1988 schriftlich an
Kratky. Perutz nennt in seinen Aufsätzen
über Wissenschaft, Wissenschaftler und
die Menschheit seinen Wiener Kollegen
Chargaff nicht.45 Popper, der sich wahr-
scheinlich zuerst mündlich geäußert hat,
weil sein Brief erst vom 6. Dezember
1988 datiert, fühlte sich von Chargaff
schier belästigt: „Es scheint mir unmög-
lich zu sein, daß wir einen Wissenschaft-
ler, der dauernd in Interviews mit Zei-
tungen die wildesten Pauschalverdächti-
gungen gegen alle anderen Wissen-
schaftler von sich gibt, in den Orden
wählen. Zum Beispiel, Chargaff sagt,
daß die einzigen, die bisher von der
Krebsforschung profitiert haben, die
Krebsforscher seien. Das ist erstens
nicht wahr (ich bin sicher, daß meine
verstorbene Frau durch die Krebsfor-
schung länger gelebt hat), und zweitens
ist es eine irrationale Pauschalverdäch-
tigung. Aber das ist nur eines von vielen
ähnlichen und sogar schlimmeren Be-
merkungen. Chargaff segelt mit dem
Wind der anti-wissenschaftlichen Propa-
ganda, ein Wind, den wir nicht unterstüt-
zen dürfen. Das ist in Kürze meine Mei-
nung über diese Sache.“ Popper hat in
der Sache recht, heute werden durch die
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zende Kratky noch, dass ihm gegenüber
Butenandt – dieser stand selbst am Be-
ginn der Molekularbiologie46 – und der
Technische Physiker Heinz Maier-Leib-
nitz (1911–2000), Mitglied der Kurie seit
1973, sich eindeutig negativ geäußert
hätten, während der Physiker und Philo-
soph Carl-Friedrich von Weizsäcker
(*1912), Mitglied seit 1969, meinte, er
sehe in den Aktivitäten von Chargaff
außerhalb der Molekularbiologie nicht
unbedingt ein Hindernis. In der Kurien-
sitzung vom 10. Februar 1989 wurde die
eventuelle Wahl von Chargaff nochmals
resümiert, Nowotny erklärte, von der
Weiterverfolgung zurückzutreten, womit
die Angelegenheit abgeschlossen war.
Anstelle von Chargaff wurde überlegt,
Chemienobelpreisträger (1977) Ilya
Prigogine (*1917) in der Nachfolge von
Cori zu wählen. Prigogine hat sich, was
aber nicht zur Diskussion stand, hinter
die Forderung um Integration der wis-
senschaftlichen Aktivität in die Gesell-
schaft gestellt. „Wir müssen“, so Prigo-
gine, „versuchen, Wissenschaft und Ge-
sellschaft so weit wie möglich durchläs-
sig füreinander zu machen. Einer der
Wege zu diesem Ziel ist die Herstellung
zusätzlicher Kommunikationsmöglich-
keiten.“47 Nach wie vor wurde die Kan-
didatur Chargaff eingehend diskutiert,
ohne zu einer Lösung zu gelangen. Krat-
ky wollte keinen förmlichen Antrag er-
stellen lassen, weil eine Kampfabstim-
mung zu erwarten gewesen wäre. 

In der Sitzung der Kurie für Wissen-
schaft am 8. März 1991 folgte eine neu-
erliche Diskussion über die Nachfolge
von Cori in der Auslandsstelle naturwis-
senschaftlicher Richtung, die zu einem
Abschluss führte. Es wurde einhellig
festgestellt, dass sich alle einig über die
wissenschaftlichen Verdienste von Char-
gaff sind: „In Hinblick auf verschiedene
seiner Schriften gegen Kernforschung
und Genforschung wird aber von seiner
Wahl abgesehen. Es fallen hier beson-
ders ins Gewicht die Ablehnungen durch
Butenandt, Maier-Leibnitz, Perutz, Pop-
per.“ Das Image von Chargaff war we-
gen seiner den Fortschritt in den Natur-
wissenschaften in der Öffentlichkeit her-
absetzenden publizistischen Aussagen
eindeutig beschädigt. Die anwesenden
Vertreter der Geisteswissenschaften
Heinrich Fichtenau (1912–2000), Her-
bert Hunger (1914–2000) und Mayrhofer
– von den Naturwissenschaften waren in
diese Sitzung anwesend Frankl, Hepp-
ner, der Mathematiker Edmund Hlawka
(*1916), der Experimentalphysiker Wil-
libald Jentschke (*1911), Kratky, List

und Tuppy – erklärten sich für Chargaff,
betonten aber, nicht gegen die naturwis-
senschaftliche Gruppe eine Wahl durch-
setzen zu wollen. 

1994 verlieh die Stadt Wien Chargaff
den Würdigungspreis für Publizistik, ein
Jahr später erhielt er das Österreichische
Ehrenzeichen für Wissenschaft und
Kunst in der Kurie Kunst. Im Buch „Or-
den und Ehrenzeichen Österreichs
1945–1999“ (Wien 1999) lesen wir:
„Chargaff, Erwin, Essayist, Bundesrepu-
blik Deutschland, 14.4.1995.“48 Diese
Einreihung dürfte Chargaff mehr er-
staunt haben als die Diskussionen über
seine Person in der Kurie Wissenschaft,
falls er davon überhaupt Kenntnis hatte.
Denn sicher ist, dass die Literatur eines
Nestroy, Kraus, Roth oder eben eines
Chargaff keine BRD-Literatur ist. Das
Institut für Ethik und Wissenschaft im
Dialog verleiht einen nach Chargaff be-
nannten Preis.49 In der Gegenwart zählt
Chargaff, der am 20. Juni 2002 im Alter
von 96 Jahren gestorben ist, im Wiener
Kulturleben zu jenen Legenden, an die
gelegentlich gerne erinnert wird. Das er-
setzt eine Chargaff angemessene Ausein-
andersetzung mit seinem ebenso scharf-
sinnigen wie anregenden literarischen
Werk, das allerdings geeignet ist, durch
seine apokalyptischen Schreckensbilder
im Sinne „Wenn ihr euch nicht bekehrt,
werdet ihr alle umkommen“ irrationale
Ängste zu erzeugen.

Anmerkungen:
1/ Lexikonartikel über Chargaff u.a. in: Interna-
tional Biographical Dictionary of Central Europe-
an Emigrés 1933–1945. Vol. II Part 1: A – K.
The Arts, Sciences, and Literature. München-
New York–London–Paris 1983, 186; Österreich
Lexikon in drei Bänden. Bd. I, Wien 2004, 218.
2/ Erwin Chargaff: Das Feuer des Heraklit. Skiz-
zen aus einem Leben vor der Natur. Sammlung
Luchterhand, 1989. Zitate folgen dieser Lizenz-
ausgabe. Chargaffs Autobiographie ist zuerst
erschienen unter dem Titel „Heraclitean fire
sketches from a life before nature“ in New York,
Rockfeller University Press 1978 und wurde von
Klett-Cotta, Stuttgart, 1979 in (etwas verändert)
deutscher Sprache herausgegeben. Das Buch
wurde sowohl deutsch wie englisch in mehreren
Auflagen nachgedruckt. Autobiographische und
andere Texte von Chargaff sind bei Klett-Cotta,
bei dem das literarische Gesamtwerk von Char-
gaff lieferbar ist, 1995 unter dem Titel „Ein zwei-
tes Leben“ herausgegeben worden.
3/ Lehmann’s Adressbuch, 64. Jg. 1923,
1. Band.
4/ Das Feuer des Heraklit, 22.
5/ Das Feuer des Heraklit, 27.
6/ Das Leben – ein Spiel. Franz Kreuzer in Ge-

um bestehen keine, und so sollte auch je-
dem Anschein von ‚religiöser Intoleranz‘
aus dem Wege gegangen werden. In
Concreto glaube ich nicht, daß es unsere
Aufgabe ist, nachzuprüfen, ob Chargaff
nun ‚recht‘ oder ‚unrecht‘ habe, wenn er
z.B. behauptet, die Forschung werde
durch kommerziell orientierte Lobbies
manipuliert, wenn er auf Gefahren der
Gentechnologie hinweist, oder wenn er
davor warnt, daß nicht alles Machbare
auch gemacht werden dürfe, womit er ei-
nen Standpunkt in der Nähe von Ber-
trand Russel einnimmt. Auch wenn er
den Wert der Chemotherapie für die
Krebsbehandlung oder der großen Trans-
plantationschirurgie für ein qualitätsvol-
les Leben anzweifelt, so sind das seine
privaten Ansichten, deren Inhalte nicht
Gegenstand unserer Zensur sein können.
Was hingegen ernsthaft zu untersuchen
wäre, ist die Gesinnung, die solchen
Äußerungen zugrundeliegen mag, d. h.
ob sie verwerflich oder inhuman oder
aber ethisch begründet, also humanitär
sei. Wird für ersteres entschieden, ist zu-
gleich eine Ablehnung impliziert. Und
auf der anderen Seite könnten edle Moti-
ve keinen Einwand begründen. Zu der
Form, in der Chargaff’s Äußerungen prä-
sentiert werden, nämlich zu seiner sehr
direkten, pointierten und stellenweise
polemischen Diktion wäre zu bedenken,
daß er seit 1934 in der Neuen Welt lebt
und jene Ära in Europa nicht mit – erlit-
ten hat, die hier den Zeitgenossen zu sol-
cher Vorsicht erzogen hat, daß er er-
schrickt, wenn jemand die Dinge beim
Namen nennt.“ Zu seiner Bemerkung
hinsichtlich „religiöser Intoleranz“ fügte
Heppner als Nota Bene hinzu, das habe
„keinerlei konfessionellen Bezug, son-
dern weist auf die Unduldsamkeit der
Dogmatiker gegenüber Andersdenken-
den hin“. Eindeutig ablehnend äußerten
sich in der Kuriensitzung vom 25. Okto-
ber 1988 mündlich der Techniker Hans
List (1896–1996), Ehrenzeichenträger
seit 1981, und der Vorsitzende Kratky.
Frankl, für den am 3. November 1988 an
seinem Wohnhaus in der Czerningasse 2
eine Gedenktafel angebracht wurde, gab
Pro- und Contragründe an, die im unterm
3. November 1988 datierten Protokoll
der Sitzung vom 25. Oktober 1988 nicht
näher ausgewiesen sind. Nowotny er-
klärte sich außerstande, für Chargaff ei-
nen Antrag vorzulegen, der dessen Tätig-
keit außerhalb des Fachgebietes mit be-
urteilt, und stellte in Aussicht, seinen
seinerzeitigen Gedanken in Hinsicht auf
die Zuwahl von Linus Pauling auszu-
führen. Zu Chargaff erwähnte der Vorsit-
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13/ Friedrich Raschig (1863–1928) hat zahlrei-
che chemische Verfahren entdeckt. Deutsche
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18/ So Ernst Schwager, Österreichische Wis-
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21/ Das Feuer des Heraklit, 121 f.
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Krise des Arbeitsrechts
Symposium zur Erinnerung an

Eduard Rabofsky
hg. von Anja Oberkofler

Verlag der Alfred Klahr Gesell-
schaft, Wien 2005 (Quellen & Studi-
en, Sonderband 6), 52 S., 7 Euro
ISBN 3–9501986–1–X 

Eduard Rabofsky (1911–1994), Au-
toschlosser, kommunistischer Wi-
derstandskämpfer, war nach der Be-
freiung Österreichs als Jurist in der
Wiener Arbeiterkammer tätig und
leistete mit seiner praktischen und
theoretischen Arbeit wesentliche
Beiträge zur Stärkung der Rechte
der Arbeiterklasse.

Aus Anlass seines zehnten Todes-
tages fand im Juni 2004 mit Unter-
stützung der Arbeiterkammer Wien
ein Gedächtnissymposium der Al-
fred Klahr Gesellschaft zu Ehren
von Eduard Rabofsky statt. Der vor-
liegende, von Anja Oberkofler her-
ausgegebene Band vereint die dort
gehaltenen Referate von Josef
Cerny, Peter Goller, Johann J. Ha-
gen, Hermann Klenner, Theo May-
er-Maly und Alois Obereder.

Zu beziehen über die Alfred Klahr
Gesellschaft, Drechslergasse 42,
1140 Wien, FAX: 01/982 10 86/18,
klahr.gesellschaft@aon.at.
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Eine Woche nach dem 60. Jahrestag
der Befreiung Österreichs, für die

er mit der Waffe in der Hand und unter
dem Einsatz seines Lebens gekämpft
hatte, am Nachmittag des 14. Mai 2005,
einen Tag nach seinem 86. Geburtstag,
ist das Vorstandsmitglied der Alfred
Klahr Gesellschaft Max Muchitsch, der
letzte Überlebende der Partisanengrup-
pe Leoben-Donawitz, verstorben.

Max Muchitsch wurde 1919 in Vil-
lach, als Sohn eines Eisenbahnschlos-
sers geboren. Aufgewachsen in einem
sozialdemokratischen Elternhaus und
Umfeld, lernte der junge Max bereits
früh die Entbehrungen kennen, denen
die Arbeiterklasse ausgesetzt war.
Nach dem Abschluss der Hauptschule
war es für ihn unmöglich eine Lehrstel-
le zu finden. Bereits seit 1927 Mitglied
der Roten Falken, trat er 1933 dem
Kommunistischen Jugendverband bei
und baute eine Ortsgruppe in Villach
auf. Wegen kommunistischer Betäti-
gung wurde er 1936 verurteilt, nach ei-
nigen Monaten mit der Auflage einer
fünfjährigen Polizeiaufsicht amnestiert.
Bereits in dieser Zeit kam er in die
Obersteiermark, nach Vordernberg,
wohin sein Vater versetzt worden war.
Im März 1939 Einberufung zum
Reichsarbeitsdienst und im Oktober
desselben Jahres zur deutschen Wehr-
macht. Versuche an der Ostfront im
Jahr 1941 zur Roten Armee überzulau-
fen scheiteten drei Mal. Am 12. August
1941 wurde Max Muchitsch durch eine
Handgranate schwer verwundet und
verlor seinen linken Oberarm. Es folg-
ten längere Lazarett-Aufenthalte. Nach
seiner Entlassung aus dem Spital nahm
er neuerlich die illegale kommunisti-
sche Widerstands- und Organisati-
onstätigkeit in der Obersteiermark auf.
Beruflich leitete er das Internat der
Werksschule des Hüttenwerkes Dona-
witz. Einer drohenden Verhaftung
durch die Gestapo im April 1944 ent-
zog er sich durch Flucht zu den ober-
steirischen Partisanen, in deren Reihen
er für das Wiedererstehen eines freien,
unabhängigen und antifaschistischen
Österreich kämpfte.

Neben dem unter Einsatz seines Le-
bens geführter Partisanenkampf um die
Befreiung Österreichs zeichnet auch
seine Tätigkeit zur Sicherung der not-
wendigen ökonomischen Grundlagen
für den Wiederaufbau Muchitsch als

österreichischen Patrioten aus. So ver-
hinderte er gemeinsam mit Sepp Filz
am 8. Mai 1945 die von der SS vorbe-
reitete Sprengung der Werksanlagen
des Hüttenwerkes Donawitz und orga-
nisierte mit bewaffneten Arbeitern die
Entwaffnung der NS-Werksschutzmän-
ner. Noch am selben Tag wurde ein so
genannter „Dreierausschuss“ aus KPÖ,
SPÖ und Christlichsozialen gebildet, in
dem die KPÖ durch Sepp Filz vertreten
war. Dieser Ausschuss übte in der Fol-
gezeit die provisorische Verfügungsge-
walt in Leoben aus. Max Muchitsch
kehrte wieder an seinen alten Arbeits-
platz als Heimleiter nach Donawitz
zurück. Diese historischen Leistungen
von Muchitsch und seinen Mitkämpfern
wurde bald darauf bewusst verdrängt
und vergessen, Männer wie  Muchitsch
ins gesellschaftliche Abseits gestellt. Er
selbst war in den ersten Nachkriegsjah-
ren viele Jahre kommunistischer Ange-
stelltenbetriebsrat im Hüttenwerk Do-
nawitz. Von der Werksschule kam er
ins Blechwalzwerk in die Blechavisie-
rung, nach dessen Auflassung in den
1960er Jahren übersiedelte er zur La-
dungserfassung ins Feinwalzwerk. 1979
ging er in Pension. Bis zu seiner Pensio-
nierung war er im Werk als Vertrauens-
mann des Gewerkschaftlichen Links-
blocks tätig. Bis zu seinem Schlaganfall
1997 gehörte er dem Bezirkssekretariat
der KPÖ Leoben an. Max Muchitsch
war Träger der Befreiungsmedaille und
der Auszeichnung „Kämpfer gegen den
Faschismus“ der DDR. Dem Vorstand
der Alfred Klahr Gesellschaft gehörte
er seit ihrer Gründung 1993 an.

Max Muchitsch war auch Chronist,
Volksbildner und Impulsgeber einer
jüngeren Generation von Wissenschaft-
erInnen, welche sich mit der Partisa-
nengruppe Leoben-Donawitz, der
Österreichischen Freiheitsfront, dem
antifaschistischen Freiheitskampf im
Allgemeinen und dem kommunisti-
schen Widerstand im Besonderen aus-
eindersetzten und auseinandersetzen:
Nicht zuletzt sein im Europa-Verlag er-
schienenes Büchlein „Die Partisanen-
gruppe Leoben-Donawitz“ und sein
umfangreiches Werk „Die Rote Stafet-
te“, sowie ungezählte Diskussions-
abende, überlieferte Videokassetten
und von ihm organisierte Ausstellun-
gen, so 1988 zum Thema 50 Jahre „An-
schluss“, legen davon Zeugnis ab.

Max MMuchitsch ((1919–2005)
Willi Weinert:

„Mich könnt ihr löschen,
aber nicht das Feuer“

Ein Führer durch den Ehrenhain der Grup-
pe 40 am Wiener Zentralfriedhof für die
hingerichteten WiderstandskämpferInnen
(Mit einem Beitrag von Heimo Halbrainer)

Aus dem Inhalt:
Auf dem Weg in den Tod / Vom Erin-
nern: „... später wird es Gewohnheit und
darüber hinaus vergessen.“ / Hinrichtun-
gen im Wiener Landesgericht / Zum
Umgang mit den Leichen der Hingerich-
teten / Die Gruppe 40 – eine kurze Chro-
nik / Lebensdaten von mehr als 500 Per-
sonen der Gruppe 40 
Anhang: Steirer als Opfer der Wiener
Blutjustiz 1942/43 (Heimo Halbrainer) /
Im Schatten des Fallbeils. Die Hinrich-
tungen im Grauen Haus (Ewald Sator) /
Ich war sieben Monate in der Todeszelle
(Edith Schober) / Ihre Söhne starben für
Österreich (Berta Brichacek) / Briefe
und Kassiber von Oskar Klekner

Verlag der Alfred Klahr Gesellschaft,
Wien 2005 (2. Aufl.), 192 S., ca. 400
Abbildungen (davon 350 Portraits der
Hingerichteten); Lageplan und Gräber-
verzeichnis der Gruppe 40
15.– Euro (exkl. Versandkosten)

Bezugsquellen: Bestellung per e-mail an
gruppe40@aon.at; bei der Direktion des
Wiener Zentralfriedhofs, Tor 2, oder
Buchhandlung Jauker, 14., Sampog. 4.
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Von Elfriede Synek und Rudolf Wezulek
erhielten wir zahlreiche, vor allem in der
unmittelbaren Nachkriegszeit im Glo-
bus-Verlag erschienene Bücher.

Von Karl Flanner erhielten wir ein Ma-
nuskript aus dem Jahr 1945, das einen
Vortrag Ernst Fischers über Dialekti-
schen Materialismus im Rahmen der
Parteischule der KPÖ zusammenfasst.

Archivzugänge

An dieser Stelle möchten wir uns erneut an
unsere FreundInnen mit der Bitte wenden,
Materialien aller Art (Bücher, Zeitungen,
Zeitschriften, Dokumente, Flugblätter, Ab-
zeichen, Fotos, Gegenstände usw.), die
die Sammeltätigkeit der Alfred Klahr Ge-
sellschaft betreffen, dieser zu übergeben,
bzw. es uns zu ermöglichen, diese zu sich-
ten und eventuell Kopien anzufertigen.

Georg Knepler: Macht ohne Herrschaft.
Die Realisierung einer Möglichkeit. Ber-
lin: Kai Homilius Verlag 2004, 245 S.,
25,50 Euro

Seit dem Niedergang der sozialisti-
schen Länder Osteuropas in den

Jahren 1989/91 hat sich in der westli-
chen Philosophie und den Sozialwissen-
schaften die Haltung durchgesetzt, wo-
nach mit dem Kapitalismus das Ende
der Geschichte erreicht sei. Nach herr-
schender Meinung ist damit auch ein
Aufbegehren gegen dieses System oder
gar das Anstreben einer gesellschafts-
politischen Alternative gleichermaßen
sinn- wie aussichtslos.

Dennoch gibt es Menschen wie z.B.
den kommunistischen Musikwissen-
schafter Georg Knepler1, die sich mit
dieser tristen Situation nicht abfinden
wollen. Für ihn war diese – vermeintlich
– ausweglose Lage der Ausgangspunkt
für die Frage nach den Ursachen für den
oben diagnostizierten Weltenzustand.
Damit verbunden war auch die Frage
nach möglichen Auswegen aus der seit-
herigen, verheerenden Entwicklung (wie
z.B. der Irakkrieg 1991ff., Jugoslawien-
krieg, etc.). Das Ergebnis seiner Überle-
gungen hat nun sein langjähriger Mitar-
beiter, Stefan Huth, im Buch Macht ohne
Herrschaft – Die Realisierung einer
Möglichkeit veröffentlicht. Dieser Titel,
versehen mit einem Untertitel, dokumen-
tiert, dass hier, illusionslos, jede Ge-
schichtsteleologie verabschiedet wurde:
es geht um die Realisierung einer Mög-
lichkeit, nicht etwa um Gesetzmäßigkei-
ten, die der Menschheit vorgegeben
wären. Daraus spricht auch das Wissen,
dass die jetzigen Verhältnisse kein End-
zustand sind, sondern dass es umsetzbare
Alternativen gibt, die eben nichts mit
Utopien zu tun haben. 

Es ist zugleich das politische wie theo-
retische Vermächtnis Georg Kneplers
geworden. Leider ist es ein Fragment
geblieben. Als er, 96-jährig, am 14. Jän-
ner 2003 starb, hinterließ er neben drei
abgeschlossenen Kapiteln eine umfang-
reiche Sammlung an Aufzeichnungen,
Skizzen und Materialen.

Das Buch „Macht ohne Herrschaft“
ist nichts weniger als der groß angelegte
Versuch, den Ursachen für die barbari-
schen Verhältnisse, unter denen die
Menschheit heute lebt, theoretisch fun-
diert und in einer weiten geschichtli-
chen Perspektive nachzugehen. Dabei
sucht Knepler Ergebnisse und Erfahrun-
gen der weltweiten Kämpfe gegen Klas-
senherrschaft zusammenzufassen, unter

systematischer Einbeziehung wissen-
schaftlicher Erkenntnisse zur Mensch-
heitsgeschichte. 

Sein knappes Resultat: Seit dem Ent-
stehen der Gattung Mensch gebe es
„zweierlei durchaus antagonistische Ar-
ten von Verhaltensweisen: kooperative
und konfrontative“. Raub, Krieg und
Klassenherrschaft auf der einen, friedli-
cher Austausch und Kommunikation auf
der anderen Seite verfestigten sich im
Laufe Hunderttausender Jahre. In den
letzten 250 Jahren haben neue Faktoren
diesen Antagonismus verschärft, der
weitreichendste war sicher die Einsicht,
dass Menschen von Natur aus nicht
gleich, aber gleichberechtigt seien.
Kronzeugen sind Karl Marx und Charles
Darwin. In den ersten Kapiteln, die ihnen
und ihrer Stellung in der Wissenschafts-
geschichte gewidmet sind, lässt sich er-
ahnen, welche Enzyklopädie der Geistes-
geschichte „von unten“ aus Kneplers
Werk hätte werden können. Es ist wahr-
haft kein konventionelles Bild von Marx
und seiner Theorie, das der Autor ent-
wirft. Aber gerade dadurch eröffnet er
neue, verblüffende und gerade deshalb
anregende Sichtweisen auf Dinge, von
denen viele glaubten, über sie weiter
nicht nachdenken zu müssen. 

Faszinierend ist auch Kneplers klare
Darstellungsweise, stark angelehnt, wie
Herausgeber Stefan Huth einleitend
schreibt, „an die angelsächsische Wis-
senschaftstradition“. Die Zusammenstel-
lung der Materialfragmente im zweiten
Teil des Bandes und sein umfangreicher
Apparat bestätigen, dass es sich um eine
außergewöhnliche Edition handelt. Man
kann auch von einer wissenschaftlichen
Sensation sprechen.

ALEXANDER DINBÖCK

1/ Georg Knepler, geboren am 21. Dezember
1906, gestorben am 14. Jänner 2003; Musikwis-
senschafter und Historiker, studierte in Wien
Musikwissenschaft u.a. bei Guido Adler und
Egon Wellesz, Klavier bei Eduard Steuermann
und Komposition bei Hans Gal. Promotion 1932
mit einer Arbeit über Johannes Brahms. Zeit-
weise Klavierbegleiter von Karl Kraus bei des-
sen „Offenbach-Vorlesungen“, 1932/33 Zusam-
menarbeit mit Bertolt Brecht, Helene Weigel
und Hanns Eisler in Berlin. 1934 Mitglied der
KPÖ. Während des Nazi-Faschismus
1938–1945 Exil als politisch und rassisch Ver-
folgter in London. Beim österreichischen Emi-
grantentheater „Laterndl“ hatte er eine leitende
Funktion inne. 1946 Rückkehr nach Österreich,
Parteiarbeit für die KPÖ. 1949 Übersiedlung
nach Berlin/DDR. 1950–1960 Rektor der von
ihm gegründeten Hochschule für Musik in Ber-

lin, danach Direktor des Musikwissenschaftli-
chen Instituts der Humboldt-Universität (seit
1965: Ordinarius), 1970 Emeritierung.
1959–1982 Chefredakteur der Vierteljahres-
schrift Beiträge zur Musikwissenschaft, seit
1962 Korrespondierendes, seit 1964 Ordentli-
ches Mitglied der Akademie der Wissenschaften
der DDR für die Disziplin Musikwissenschaft. 
Veröffentlichungen: Musikgeschichte des 19.
Jahrhunderts, (1961, 2 Bde.), Geschichte als
Weg zum Musikverständnis (1977), Karl Kraus
liest Offenbach (1984), Wolfgang Amade Mozart.
Annäherungen (1991) und vieles anderes mehr.


